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170. Sitzung 

Bonn, den 25. Oktober 1989 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her-
ren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 11/5429 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Die Frage 1 des Abgeordneten Stiegler soll 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Da keine weiteren Fragen zu diesem Geschäftsbe-

reich vorliegen, ist dessen Behandlung abgeschlos-
sen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

der Finanzen auf. Die Fragen 2 des Abgeordneten 
Hinsken und 3 des Abgeordneten Gansel werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Die Behandlung dieses Geschäftsbereichs ist damit 

ebenfalls abgeschlossen, weil keine weiteren Fragen 
vorliegen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. von Geldern zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Eigen auf: 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, wonach 
die USA durch Dumping-Exporte von Getreide und Mehl die 
Europäische Gemeinschaft von traditionellen Märkten ver-
drängt, um die Europäische Gemeinschaft für die GATT-Ver-
handlungen gefügig zu machen, und welche Strategien werden 
von ihr dagegen entwickelt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Eigen, ich muß leider die von Ihnen an-
gesprochenen Meldungen bestätigen und will Ihnen 
gerne den Sachverhalt und auch die Strategien erläu-
tern. 
Ihre Frage zielt auf das von der amerikanischen 

Regierung 1985 geschaffene Exportförderungspro-
gramm für Agrarprodukte. Danach werden bis 1990 
durch Bereitstellung von Haushaltsmitteln in Höhe 
von mindestens 2,5 Milliarden US-Dollar für fünf 

Jahre die Exporte bestimmter US-Agrarprodukte in 
Form eines Warenbonus aus staatlichen Lagerbestän-
den verbilligt. Es handelt sich dabei um Getreide, 
Getreideerzeugnisse, Geflügel, Fleisch, Eier, Pflan-
zenöl und Milchvieh. 

Bisher wurden im Rahmen des Exportförderungs-
programms amerikanische Agrarexporte im Wert von 
rund 8,5 Milliarden Dollar mit einem Subventionswert 
von rund 2,6 Milliarden Dollar getätigt. An erster 
Stelle stand Weizen mit über 60 Millionen t, gefolgt 
von 6,5 Millionen t Gerste und 3 Millionen t Mehl. 

Empfänger sind vorwiegend solche Länder Nord-
afrikas und des Nahen und Mittleren Ostens, in denen 
die EG und die USA um Marktanteile konkurrieren. 
Der Bonus beträgt derzeit bei Weizen 9 bis 13 Dollar je 
Tonne; in der Vergangenheit erreichte er Werte von 
40 Dollar je Tonne. Bei Weizenmehl wurden zuletzt 
rund 60 Dollar je Tonne genannt. Im Ende September 
abgelaufenen Finanzjahr 1989 haben die USA mit 
Hilfe dieses Exportförderungsprogramms rund 71 % 
ihrer Weizenexporte und 11 % ihrer Weizenmehlaus-
fuhren getätigt. 

Im Vergleich dazu exportiert die Europäische Ge-
meinschaft gegenwärtig Weizen mit Exporterstattun-
gen in Höhe zwischen 99,69 und 109,19 DM je Tonne. 
Die wichtigsten Mehlsorten erhalten derzeit Erstat-
tungen von 142,42 bis 154,28 DM je Tonne zuzüglich 
einer Sonderexporterstattung für künftige Ausfuhren 
nach Ägypten. 

Zu berücksichtigen ist, daß die Marktpreise für Wei-
zen in der Gemeinschaft zur Zeit etwa beim Interven-
tionsankaufspreis liegen, der für Brotweizen 
388,36 DM je Tonne beträgt. Die Weltmarktpreise für 
Weizen bewegen sich augenblicklich je nach Qualität 
zwischen 162 und 165 Dollar je Tonne. 

Erklärtes Ziel des amerikanischen Exportförde-
rungsprogramms ist, die US-Agrarexporte zu steigern 
und insbesondere auch an die EG verlorengegangene 
Märkte zurückzuerobern sowie die EG an den Ver-
handlungstisch zu zwingen. Das Exportförderungs-
programm wurde geschaffen, weil die USA keine den 
EG-Erstattungen vergleichbaren Exportsubventionen 
hatten, wenn man absieht von den übrigen Exportför-
derungsmaßnahmen, die allerdings im großen Stil 
durchgeführt werden, wie Nahrungsmittelhilfe, Ex-
portkredite und Exportpromotion. 
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Parl. Staatssekretär Dr. von Geldern 

Die von den USA in das Exportförderungspro-
gramm gesetzten Erwartungen haben sich allerdings 
nur teilweise erfüllt. Zwar wurden die US-Agrarex-
porte durch das Exportförderungsprogramm gestei-
gert, manche Exporte der USA kamen aber nur mit 
Hilfe des Bonus zustande, so z. B. seit 1987 die Wei-
zenlieferungen an die Sowjetunion im Rahmen des 
bilateralen Getreidehandelsabkommens. 
Die gemeinsame Agrarpolitik wurde durch das 

amerikanische Exportförderungsprogramm aber nicht 
beeinflußt. Die Reform der gemeinsamen Agrarpolitik 
wurde unabhängig von diesem Programm und auch 
schon vor seiner Schaffung eingeleitet. Insbesondere 
beabsichtigt die Europäische Gemeinschaft nicht, we-
gen des Drucks durch das amerikanische Exportförde-
rungsprogramm ihre Exporterstattungen auf zuge-
ben,  die einen unverzichtbaren Bestand der gemein-
samen Agrarpolitik darstellen. 
Gerade auch das flexible Instrument der Erstattun-

gen erlaubte es der EG am besten von allen Ländern, 
mit dem amerikanischen Exportförderungsprogramm 
fertig zu werden. Die EG hat besonnen auf das ame-
rikanische Programm reagiert, aber ihre Erstattungen, 
soweit erforderlich, erhöht und damit trotz zeitweiser 
Verluste bei Weizen und Weizenmehl ihre Marktan-
teile insgesamt behauptet. 
Allerdings — dies habe ich eingangs mit meinem 

Bedauern zum Ausdruck gebracht — ist dadurch der 
Subventionswettlauf insgesamt weiter angeheizt wor-
den, zum Schaden vor allem anderer Agrarexportlän-
der, insbesondere von Entwicklungsländern. 
Die Exportsubventionspolitik ist deshalb ein wichti-

ger Verhandlungspunkt im Rahmen der Uruguay

-

Runde. Wie die Verhandlungen ausgehen werden, ist 
zur Zeit noch offen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ich habe 
eine Zusatzfrage. Bei den ganzen GATT-Verhandlun-
gen, bei den letzten in Montreal, hätte dieses Verhal-
ten der USA doch stärker nicht nur eingebracht wer-
den müssen, sondern auch in der Öffentlichkeit stär-
ker dargestellt werden müssen. Die USA wollen doch 
die Uruguay-Runde, die nach Montreal jetzt in Genf 
fortgesetzt wird, dazu benutzen, den Welthandel libe-
raler zu gestalten. Sie selbst aber haben ein Exportför-
derungsprogramm, das nichts anderes als der Versuch 
ist, mit Dumping eigene Märkte im Weltmarkt zu er-
obern. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich stimme Ihnen zu, daß dies ein wichtiger 
Punkt in der Uruguay-Runde ist — es ist dort natürlich 
entsprechend zur Sprache gekommen — und daß 
auch die öffentliche Darstellung sinnvoll sein kann, 
um die Verhandlungspartner dafür zu gewinnen, daß 
sie für die Zukunft Lösungen finden, die auf solche 
Instrumente weitgehend verzichten. 

Eigen (CDU/CSU): Zweite Frage. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Kommission die Regierung der Vereinigten Staaten  

von Amerika davon in Kenntnis gesetzt, daß die euro-
päischen Landwirte ein solches Verhalten der USA als 
unfreundlichen Akt gegenüber der EG empfinden? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich bin sicher, 
daß in den Verhandlungen im Rahmen der GATT-
Runde der Standpunkt der Kommission immer so zu 
verstehen war und so auch ausdrücklich begründet 
worden ist, daß er ein Standpunkt im Interesse der in 
Europa tätigen Landwirte ist. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wir kommen nun zu 
Frage 5 des Abgeordneten Eigen: 

Wie steht die Bundesregierung zu dem problematischen Vor-
gang, daß die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
die Getreideernte 1989 auf 160,5 Mio. t schätzt, um die Markt-
ordnungspreise 1990 um 3 % senken zu können, obwohl man die 
Fehlerquote bei jeder Statistik kennt — 2 % bis 5 % — , so daß für 
den Bauern als Getreideerzeuger das Ganze als politische Mani-
pulation und Provokation erscheinen muß? 

Herr Staatssekretär, Sie haben erneut das Wort. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, wir hatten ja auch schon gestern dieses Thema 
in der Regierungsbefragung. Ich kann mich deswegen 
auf die wesentlichen Punkte der Kritik beschrän-
ken. 
Wir bedauern, daß die Entscheidung der EG-Kom-

mission zu einem verfrühten Zeitpunkt gefällt worden 
ist, zumal sie als eine endgültige Ernteschätzung aus-
gegeben wird, noch vor Ablauf z. B. der Maisernte. 
Wir kritisieren diese Entscheidung auch angesichts 
der von Ihnen genannten Fehlerquote und glauben 
insbesondere, daß es politisch kritikwürdig ist, daß die 
EG-Kommission aus dem Paket der am 12. Februar 
1988 getroffenen Entscheidungen die eine, nämlich 
die Stabilisatorenentscheidung, in dieser Weise jetzt 
exekutiert hat, ohne daß sie dem Auftrag der Regie-
rungschefs in vielen anderen Teilen der Beschlüsse 
vom Februar 1988 in der Zwischenzeit entsprechend 
nachgekommen wäre. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage. 

Eigen (CDU/CSU): Ich habe die Frage aufrechter-
halten, obgleich sie schon gestern teilweise beantwor-
tet worden ist, damit ich nachfragen kann. Mich 
würde nämlich sehr interessieren, ob die Bundesre-
gierung daran denkt, möglicherweise durch Wegfall 
oder durch Übernahme der Mitverantwortungsab-
gabe für die Landwirte eine Kompensation für diesen 
bedauerlichen Umstand der politischen Fehlleistung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaft zu 
schaffen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, die kritikwürdige Entscheidung der Europäi-
schen Kommission, die auch während der Agrarmini-
sterratstagung gestern und vorgestern in Luxemburg 
von deutscher Seite, aber nicht nur von deutscher 
Seite, entsprechend kritisiert worden ist, ist vom Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten als eine Belastung der Preisrunde bezeichnet 
worden. Im Rahmen der Preisrunde wird auch die 
Frage anzusprechen sein, von der Sie jetzt gerade 
gesprochen haben. 
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Präsidentin Dr. Süssmuth: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Eigen (CDU/CSU): Könnte man möglicherweise bei 
den Preisverhandlungen auch die Frage der Ankaufs-
höhe bei dem Marktordnungsprodukt Getreide ins 
Spiel bringen, die heute nur 94 % beträgt? Wenn man 
sie auf 100 % festsetzen würde, würde man damit eine 
Möglichkeit der Kompensation schaffen. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich möchte auch diese Ansatzmöglichkeit nicht 
ausschließen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete 
Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, denkt die 
Bundesregierung daran, im Rahmen der in Brüssel 
vereinbarten vorübergehenden Einkommensbeihil-
fen für Bet riebe, die im Zuge der Anpassung von 
Agrarmärkten in Schwierigkeiten kommen, dort ir-
gendwelche konkreten Möglichkeiten anzumahnen, 
um insbesondere bei den Betrieben, die durch diese 
Preisentwicklung in Schwierigkeiten geraten, Aus-
gleichsmaßnahmen zu ermöglichen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, ich möchte den Ansatz, den Sie nennen, nicht 
als grundsätzlich falsch bezeichnen; allerdings haben 
wir bezüglich der Ausgestaltung dieses Förderinstru-
mentes durch die Europäische Gemeinschaft einige 
schwerwiegende Bedenken. Es würde wahrscheinlich 
zu weit führen, diese jetzt im einzelnen darzustel-
len. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Damit ist auch dieser 
Geschäftsbereich abgeschlossen. Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär. 
Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-

desministers für Verkehr. Zur Beantwortung ist der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Schulte anwe-
send. 
Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Niegel 

auf : 
Welche Kundenwerbe- und Marketingmaßnahmen hat die 

Transfracht für den Container-Bahnhof Kulmbach infolge der 
Empfehlung der Dornier-Studie in den letzten Monaten ergrif-
fen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Verkehr: Herr Kollege, Voraussetzung für die 
Realisierung der in der Dornier-Studie enthaltenen 
Empfehlungen ist eine deutliche Verbesserung des 
Leistungsstandards. Hierfür notwendige Maßnahmen 
wurden von Transfracht bereits vollzogen bzw. einge-
leitet. 
Ab dem jüngsten Fahrplanwechsel wurde den Ver-

besserungsvorschlägen der im Raum Kulmbach an-
sässigen Kunden mit der Vorverlegung der Bereitstel-
lungszeit und der Verlängerung der Ladeschlußzeit 
um jeweils eine Stunde inhaltlich voll entsprochen. 
Zum Ap ril 1990 wird eine Zugpaarverbindung von 

Kulmbach nach den norddeutschen Seehäfen und 
dem Raum Hannover eingerichtet. Dieser Zug wird  

täglich in Richtung und Gegenrichtung verkehren. 
Die Ladeschluß- und Bereitstellungszeiten werden 
hierdurch nochmals verbessert. Bei entsprechendem 
Mengenaufkommen wird zu einem späteren Zeit-
punkt eine Zugverbindung von Kulmbach zum Rhein-
Ruhr-Gebiet und zurück eingerichtet. 
Die in der Dornier-Studie aufgezeigten Mengenpo-

tentiale wurden von Transfracht zum Anlaß genom-
men, ihre Akquisition im Raum Kulmbach zu intensi-
vieren. Bisher wurden mit acht Firmen Gespräche ge-
führt. Konkrete Ergebnisse haben sich hieraus noch 
nicht ergeben. Eine Firma ist allerdings bereit, die 
Zusammenarbeit mit Transfracht wieder aufzuneh-
men. Transfracht geht davon aus, daß ein wesentli-
cher Teil des sich auf 45 000 Tonnen belaufenden Jah-
respotentials gewinnbar ist, dessen Höhe im einzel-
nen zur Zeit jedoch noch nicht beziffert werden kann. 
Bei drei weiteren Firmen zeichnen sich gute Chancen 
ab, zumindest Teilmengen auf Containertransporte 
umzustellen. 
Im Oktober laufen Verhandlungen mit zwei weite-

ren Firmen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Nie-
gel, bitte. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, entspricht 
das, was Sie mit der Akquisition durch Transfracht 
gemeint haben, den Empfehlungen der Dornier-Stu-
die, so daß damit verstärkt Marketingmaßnahmen bei 
den potentiellen Abnehmern der Fracht durchgeführt 
worden sind? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich muß davon 
ausgehen; die Bemühungen dauern allerdings noch 
an. Umgekehrt müssen wir sagen, daß die Bemühun-
gen früher offensichtlich nicht ausreichend waren. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Noch eine Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU): Wie beurteilen Sie jetzt meine 
Aktion, daß ich das im Bundestag zur Sprache bringe? 
Wird das die Möglichkeit schaffen, daß die Trans-
fracht viel stärker an die Abnehmer herangeht? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich bin für alle 
Aktivitäten dankbar, die den kombinierten Verkehr 
fördern. Durch Ihre Frage ist es auch möglich, daß in 
anderen Regionen z. B. Indust rie- und Handelskam-
mern, regionale Verbände, Kommunen selber sich 
dieser Dornier-Studie und ihrer Möglichkeiten bedie-
nen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Der Herr Abgeordnete 
Stiegler bittet um schriftliche Beantwortung seiner 
Frage 7. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Damit sind wir auch am Ende dieses Geschäftsbe-

reichs. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 
Zum Geschäftsbereich des Bundesministers für Um-

welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bitten die 
beiden Fragesteller, die Abgeordneten Dr. Daniels 
(Regensburg), Frage 8, und Frau Dr. Segall, Frage 9, 
um schriftliche Beantwortung. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 
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Präsidentin Dr. Süssmuth 

Dasselbe gilt für den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. Die Abge-
ordnete Frau Ganseforth, der Abgeordnete Zander 
und der Abgeordnete Dr. Daniels (Regensburg) — es 
handelt sich um die Fragen 10, 11, 12 und 13 — wün-
schen die schriftliche Beantwortung der Fragen. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Herr Spran-
ger zur Verfügung. 
Herr Jäger ist nicht im Saal; ich sehe ihn nicht. Die 

Fragen 22 und 23 bleiben damit unbeantwortet. 

Wir kommen zur Frage 24. Der Abgeordnete Wüp-
pesahl wünscht die schriftliche Beantwortung. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Trotzdem vielen Dank, Herr Spranger. 

Ich komme nun zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Seehofer zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 25 der Abgeordneten Frau Stein-
hauer auf: 

Hat die Bundesregierung nach wie vor eine negative Einstel-
lung zur Ratifizierung des „Übereinkommens 158 über die Be-
endigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber" in 
Verbindung mit der Empfehlung 166 der Internationalen Ar-
beitsorganisation, und wenn ja, warum? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, die Bun-
desregierung steht der Arbeit der Internationalen Ar-
beitsorganisation, IAO, sehr positiv gegenüber. Sie ist 
deshalb immer bemüht, die Ratifizierung der Überein-
kommen der IAO im Rahmen des Möglichen zu befür-
worten. So gehört die Bundesrepublik Deutschland 
auch zur Gruppe der Mitgliedstaaten der IAO, die die 
meisten Abkommen ratifiziert haben. 

Bei dem Übereinkommen 158 über die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber sieht 
die Bundesregierung jedoch nach wie vor ernsthafte 
Schwierigkeiten, die sie daran hindern, die Ratifizie-
rung dieses Übereinkommens vorzuschlagen. Diese 
Gründe sind im einzelnen in der Stellungnahme der 
Bundesregierung zu diesem Übereinkommen — Bun-
destagsdrucksache 11/1622 — sowie in der Ausschuß-
drucksache 1005 des Ausschusses für Arbeit und Sozi-
alordnung aufgeführt. An der Rechtslage hat sich seit-
her nichts geändert. 

Trotz dieser Differenz ist unser Arbeitsrecht und ins-
besondere das Kündigungsschutzrecht eines der fort-
schrittlichsten. Es erfüllt weitgehend die Anforderun-
gen dieses Übereinkommens. 

In einigen Punkten gibt es aber auch Abweichun-
gen. So greift insbesondere das Kündigungsschutzge-
setz erst nach sechsmonatigem Bestand eines Arbeits-
verhältnisses und erfaßt nicht die Arbeitnehmer in 
Kleinstbetrieben mit in der Regel weniger als sechs 
Arbeitnehmern. 

Auch sind nach geltendem Recht einige Tatbe-
stände, z. B. die Einleitung von Verfahren und Anzei-
gen des Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber, Fami-
lienpflichten, Mutterschaft, Erziehungsurlaub, als 

Kündigungsgrund nicht so absolut ausgeschlossen, 
wie es Art. 5 des Übereinkommens vorsieht. 

Entgegen Art. 7 des Übereinkommens ist das Anhö-
rungsrecht des Arbeitnehmers vor einer personenbe-
dingten Kündigung gesetzlich nicht geregelt. 
Unstimmigkeiten bestehen ferner bei den in Art. 13 

des Übereinkommens vorgesehenen Rechten der Ar-
beitnehmervertreter. Sie werden durch das Betriebs-
verfassungsgesetz nicht voll abgedeckt, beispiels-
weise bei der Entlassung leitender Angestellter. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist daher 
eine Ratifizierung dieses Übereinkommens ohne An-
derungen unseres Arbeitsrechts nicht möglich. Insbe-
sondere die Erstreckung des Kündigungsschutzgeset-
zes auf Arbeitnehmer in Kleinstbetrieben und gene-
rell auf alle Arbeitnehmer vom ersten Tag ihrer Be-
schäftigung an würde das Einstellungsverhalten der 
Arbeitgeber sehr negativ beeinflussen und damit ge-
genwärtig nicht vertretbare beschäftigungshem-
mende Wirkungen haben, die den Bemühungen der 
Bundesregierung um den Abbau solcher Hemmnisse 
und eine angemessene Flexibilisierung des Arbeitsle-
bens zuwiderlaufen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Danke. — Frau Stein-
hauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
habe festgestellt, daß in Ihrer Antwort ein ziemlicher 
Widerspruch besteht, da Sie nämlich zuerst von unse-
ren „positiven Bestimmungen" reden und dann an-
schließend selber aufzeigen, welche negativen ar-
beitsrechtlichen Kündigungsschutzbestimmungen 
wir haben, und entnehme Ihrer Antwort insbeson-
dere, daß Sie nicht die Absicht haben, das Arbeits-
recht dem internationalen Standard in diesen Punkten 
entsprechend positiv anzupassen. Ich habe eine Frage 
— nachdem Sie für die Bundesregierung geantwortet 
haben — : Ist z. B. auch das Familienministerium der 
Auffassung, daß Familienpflichten einer Arbeitneh-
merin nicht ausreichen sollen, Arbeitgeberkündigun-
gen aus betrieblichen Gründen zu widersprechen? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Die von mir vorge-
tragene Auskunft deckt die Meinung der gesamten 
Bundesregierung ab. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Schlimm! Schlimm!) 
Ich darf Ihnen zu den Familienpflichten ergänzend 

noch die Rechtslage vortragen. Auch nach deutschem 
Recht rechtfertigen zwar Familienpflichten als solche 
nicht die Kündigung von Arbeitsverhältnissen, die 
den Vorschriften des Kündigungsschutzes unterlie-
gen, die also mindestens sechs Monate in einem Be-
trieb mit mindestens sechs Arbeitnehmern ausschließ-
lich der Auszubildenden bestanden haben. Familien-
pflichten können aber in der Bundesrepublik 
Deutschland ausnahmsweise eine Arbeitgeberkündi-
gung aus betrieblichen Gründen rechtfertigen, wenn 
die Erfüllung von Familienpflichten die Erfüllung der 
übernommenen Arbeitspflichten in einem Maße un-
möglich macht, daß sie eine sinnvolle Eingliederung 
des Arbeitnehmers in den betrieblichen Arbeitsablauf 
ausschließt. Das Übereinkommen 158, das von mir zi- 
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tiert wurde, schließt dagegen Familienpflichten als 
Kündigungsgrund schlechthin aus. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
negative Einstellung zur Ratifikation des Überein-
kommens insbesondere auch darauf zurückzuführen, 
daß das sogenannte Beschäftigungsförderungsgesetz, 
das die uneingeschränkt bef ristete Einstellung von 
Arbeitnehmern erlaubt, hier ein Hemmnis war? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
von Ihnen so genannte negative Einstellung hat zu 
sehr positiven Wirkungen auf dem deutschen Arbeits-
markt durch die Politik der Bundesregierung geführt, 
die darauf ausgerichtet war und ist, die Rahmenbedin-
gungen für Wachstum und Beschäftigung nachhaltig 
zu verbessern. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Sie waren wohl nicht 
bei der Anhörung?) 

Wir haben, wie Sie wissen, noch nie so viele Erwerbs-
tätige in der Bundesrepublik Deutschland gehabt wie 
zur Zeit, nämlich exakt 27,7 Millionen. Ich sehe im 
übrigen keinen Zusammenhang mit dem von Ihnen 
erwähnten Beschäftigungsförderungsgesetz und der 
Ratifikation des Abkommens 158. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Pe-
ter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß Industriestaaten mit ähnlichen arbeitsrecht-
lichen Traditionen das Abkommen, das hier in Rede 
steht, ratifiziert haben? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
wenn Sie erlauben, würde ich gerne die Staaten vor-
lesen, die bisher das IAO-Übereinkommen 158 ratifi-
ziert haben: Kamerun, Zypern, Gabun, Malawi, Ni-
ger, Spanien, Schweden, Venezuela, Jugoslawien, 
Zaire, Frankreich und Jemen. Ich füge hinzu, Herr 
Kollege Peter: Die Qualität einer Sozialpolitik beur-
teilt sich nicht nach der Zahl der Ratifizierungen, son-
dern nach der tatsächlichen innerstaatlichen Sozial-
politik. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete 
Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, in 
Ausnahmefällen kann einer Frau auch während der 
Schwangerschaft gekündigt werden: § 9 des Mutter-
schutzgesetzes. Ich frage Sie: Wird die Bundesregie-
rung eine Gesetzesänderung vorschlagen, um wenig-
stens dieses Ratifizierungshemmnis auszuräumen? 
Oder ist sie vielleicht der Auffassung, daß es zu viele 
Fälle gibt? Wessen Interessen vertritt die Bundesre-
gierung hier vorrangig? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Wir vertreten hier 
sehr wohl auch die Interessen der Arbeitnehmer, ins-
besondere auch der Frau, die sich im Mutterschaftsur-
laub befindet bzw. unter dem Schutz des Mutter-
schutzgesetzes steht. Ich verweise darauf, daß hier 
grundsätzlich während der Schwangerschaft und bis 
zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung  

eine Kündigung unmöglich ist. Die Kündigungsmög-
lichkeit ist auf gesetzlich ganz klar umschriebene 
Ausnahmefälle beschränkt. Wenn Sie wollen, kann 
ich Ihnen gerne zu allen Fällen, beginnend bei der 
Familienpflicht, dem Erziehungsurlaub, dem Mutter-
schaftsurlaub, den rechtlichen Text exakt vorlesen, 
weil er in jedem einzelnen Fall sehr differenziert ge-
staltet ist. Wenn Sie das wünschen, kann ich das gerne 
tun. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Ich würde um schriftli-
che Übermittlung bitten. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Dann bekommen Sie 
zu diesem Komplex — Mutterschaft, Erziehungsur-
laub, Familienpflicht — gerne die schriftliche Ant-
wort. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach den 
von Ihnen gemachten Ausführungen irgendwann 
— vielleicht können Sie den Zeitpunkt nennen — da-
mit zu rechnen, daß die Bundesrepublik dieses Über-
einkommen unterzeichnet? Was plant die Bundesre-
gierung, damit sie es endlich unterzeichnen kann? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, ich dachte, dies sei mit meiner Hauptantwort sehr 
umfassend beantwortet. 

(Kirschner [SPD]: Nein!) 
Ich habe Ihnen die Unterschiede zwischen dem inner-
staatlichen Recht und diesem Übereinkommen darge-
stellt, und ich habe Ihnen die Auffassung der Bundes-
regierung dargelegt, daß wir nicht daran danken, hier 
eine Angleichung vorzunehmen, weil es unserer ge-
nerellen politischen Linie, nämlich zu flexibilisieren, 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu verbes-
sern, zuwiderlaufen würde. Diese Politik war, wie Sie 
nicht bestreiten können, im Ergebnis sehr erfolg-
reich. 

(Kirschner [SPD]: Das bestreite ich natür

-

lich!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, eine Verpflich-
tung des Arbeitgebers, eine Arbeitnehmerin oder ei-
nen Arbeitnehmer vor Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses anzuhören, kann doch keine un-
vertretbare Last sein. Beabsichtigt die Bundesregie-
rung, dieses Ratifizierungshemmnis zu beseitigen, 
und wann, Herr Staatssekretär, ist die Bundesregie-
rung endlich bereit, Folgerungen aus der Anhörung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung zur 
Verlängerung des Beschäftigungsförderungsgesetzes 
zu ziehen, in der auch von dem Gutachter, den die 
Bundesregierung gestellt hat, ganz eindeutig ausge-
sagt wurde, daß nennenswerte Beschäftigungseffekte 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz nicht fest-
gestellt werden konnten? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 
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Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Heyenn, zum letzten Punkt: Sie wissen, daß das Be-
schäftigungsförderungsgesetz derzeit zur Beratung 
im federführenden Ausschuß liegt und daß Herr des 
Verfahrens deshalb das Parlament ist. 
Zur ersten Frage, ob es punktuell Ausnahmen gibt, 

die auch das Übereinkommen zulassen würde: Wir 
sind der Auffassung, daß wir bei den Abweichungen 
des innerstaatlichen Rechtes von diesem Überein-
kommen eine Fülle von Ausnahmen treffen müßten, 
die durch die Ausnahmeregelung in dem Überein-
kommen nicht mehr gedeckt wären. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete 
Faße. 

Frau Faße (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß die Rechtsgrundlage zum Abschluß von 
Zeitverträgen und damit auch die Möglichkeit der 
Kündigung in Luxemburg massiv eingeschränkt wur-
den? Beabsichtigt die Bundesrepublik, sich an diesem 
kleinen Land zu orientieren? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Sie verbinden die 
Frage des Beschäftigungsförderungsgesetzes und der 
Zeitverträge wieder mit diesem Übereinkommen. Ich 
darf die Antwort wiederholen, die ich dem Kollegen 
Heyenn gegeben habe: Das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz liegt derzeit zur Beratung im Parlament, 
und deshalb ist Herr dieses Verfahrens das Parlament, 
nicht die Bundesregierung. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Reu-
ter. 

Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, was spricht ei-
gentlich gegen eine Vorschrift über schriftliche Kün-
digungen? Wäre das aus Sicht der Bundesregierung 
nicht ein Beitrag zu mehr Rechtssicherheit? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Reuter, 
man kann sich einige Dinge vorstellen, die man deut-
licher machen könnte. Aber auch hier gilt, daß wir das 
nur im Wege der Ausnahmevorschrift des Überein-
kommens machen könnten und daß wir dann eine so 
große Zahl von Ausnahmen einführen müßten, daß 
wir nicht mehr im Einklang mit dem Übereinkommen 
selber stehen würden. Deshalb können wir einzelnen 
Punkten, so sinnvoll sie bei der isolierten Betrachtung 
erscheinen mögen, nicht nähertreten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich komme nun zur 
Frage 26 des Abgeordneten Kirschner: 

Treffen Pressemitteilungen zu (vergleiche „Express" vom 
14. Oktober 1989), wonach der Bundeskanzler den Entwurf der 
sogenannten Negativ-Liste für Arzneimittel deshalb gestoppt 
hat, weil dieser Entwurf des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung den Ausschluß zahlreicher Naturheilmittel von 
der Verordnung auf Kassenrezept vorsieht? 

Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kirsch-
ner, Frau Präsidentin, wenn Sie einverstanden sind, 
darf ich die beiden Fragen 26 und 27 gemeinsam be-
antworten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Es besteht Einverständ-
nis. Dann rufe ich auch die Frage 27 auf: 

Wie wurde bei der Feststellung der Unwirtschaftlichkeit von 
Arzneimitteln bei der Erstellung des Entwurfs der sogenannten 
Negativ-Liste die zwingende Vorschrift des § 34 Abs. 2 a des 
Gesundheits-Reformgesetzes berücksichtigt, wonach der be-
sonderen Wirkungsweise dieser Arzneimittel Rechnung zu tra-
gen ist, und welche Sachverständigen waren bei der Ausarbei-
tung des Verordnungsentwurfs beteiligt? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Der Bundeskanzler 
hat zum Entwurf der Verordnung über unwirtschaftli-
che Arzneimittel um zusätzliche Klärung von Fragen 
gebeten, die die Arzneimittel der besonderen Thera-
pierichtungen betreffen. Dazu werden zur Zeit wei-
tere Gespräche mit Vertretern dieser Therapierich-
tungen geführt. 

Das Bundeskabinett wird sich in Kürze mit den Er-
gebnissen dieser Gespräche befassen. Die Notwen-
digkeit der ergänzenden Gespräche hat sich daraus 
ergeben, daß im Bereich der besonderen Therapie-
richtungen eine ausgeprägte Meinungsvielfalt be-
steht. 

Dem Willen des Gesetzgebers, bei der Beurteilung 
von Arzneimitteln der besonderen Therapierichtun-
gen der besonderen Wirkungsweise dieser Arzneimit-
tel Rechnung zu tragen, wird wie folgt entsprochen: 

Erstens. Nach dem Verordnungsentwurf sollen Arz-
neimittel als unwirtschaftlich ausgeschlossen werden, 
deren Wirkungen wegen der Vielzahl der enthaltenen 
Wirkstoffe nicht mit ausreichender Sicherheit beur-
teilt werden können. Bei der Anzahl der Wirkstoffe 
unterscheidet der Verordnungsentwurf zwischen che-
mischen Arzneimitteln und Naturheilmitteln. 
Zweitens. Ferner sollen Arzneimittel als unwirt-

schaftlich ausgeschlossen werden, deren therapeuti-
scher Nutzen nicht nachgewiesen ist. Nach dem Ver-
ordnungsentwurf sind dies Arzneimittel, die be-
stimmte, in der Anlage 2 des Entwurfs genannte Be-
standteile enthalten. Betroffen sind ausschließlich 
Arzneimittel, die bereits vor Inkrafttreten des Arznei-
mittelgesetzes 1978 auf dem Markt waren. Bei den in 
der Verordnung genannten Wirkstoffen haben die Ex-
pertenkommissionen nach § 25 Abs. 7 des Arzneimit-
telgesetzes das wissenschaftliche Erkenntnismaterial 
dieser Stoffe aufbereitet und in sogenannten Mono-
graphien festgestellt, daß der therapeutische Nutzen 
nicht belegt ist. 

Für die Beurteilung von Arzneimitteln der besonde-
ren Therapierichtungen, also bei homöopathischen, 
anthroposophischen und phytotherapeutischen Arz-
neimitteln, sind für die Aufbereitung des wissen-
schaftlichen Erkenntnismaterials beim Bundesge-
sundheitsamt jeweils getrennte Kommissionen gebil-
det worden. Diese Kommissionen sind mit Experten 
besetzt, die auf den jeweiligen Anwendungsgebieten, 
auf dem Gebiet der jeweiligen Stoffgruppe und in der 
jeweiligen Therapierichtung über wissenschaftliche 
Kenntnisse verfügen und praktische Erfahrungen ge-
sammelt haben. Die in Anlage 2 des Verordnungsent-
wurfs genannten Wirkstoffe sind also von Vertretern 
der jeweiligen besonderen Therapierichtung selber 
bewertet worden. Damit ist sichergestellt, daß jedes 
Arzneimittel seiner Eigenart entsprechend sachge-
recht beurteilt worden ist. 

Drittens. Den Herstellern von Naturheilmitteln soll 
ausreichend Zeit zur Anpassung an das neue Recht 
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eingeräumt werden. Dieser Aspekt wird beim Inkraft-
tretenstermin berücksichtigt. 
Sie haben ferner danach gefragt, welche Verbände, 

Organisationen und Experten bei der Ausarbeitung 
dieses Verordnungsentwurfs beteiligt wurden. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat ca. 
40 Organisationen, Verbände und Sachverständige 
angehört. Ich kann sie Ihnen alle vorlesen. Ich kann 
Ihnen aber auch das Angebot machen, Ihnen diese 
Liste zur Verfügung zu stellen. Grob zusammengefaßt 
sind es die Arzneimittelkommission der Ärzte, das 
Bundesgesundheitsamt, die Kommissionen, die dort 
gebildet sind, verschiedene Hersteller, Einzelsachver-
ständige, die Gesellschaft für Pharmakologie und To-
xikologie. Sie alle und noch viele mehr wurden ge-
hört. Ich leite Ihnen die vollständige Liste gerne zu, 
wenn Sie damit einverstanden sind. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ich danke für 
die lange Auskunft. Aber mich würde doch die Ant-
wort auf meine Frage interessieren, ob die Pressemit-
teilung im „Express" vom 14. Oktober 1989 zutrifft, 
wonach der Bundeskanzler diese Verordnung ge-
stoppt hat. Darauf bitte ich um eine Antwort. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Sie wissen auf der 
einen Seite durch die Entscheidungen im Zusammen-
hang mit dem Gesundheitsreformgesetz, daß die Bun-
desregierung den besonderen Therapierichtungen ei-
nen hohen Stellenwert beimißt 

(Huonker [SPD]: Sagen Sie ja oder nein! — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was darüber ist, 

ist von Übel!) 
und daß dieser hohe Stellenwert auch im Gesetz be-
rücksichtigt wurde. 
Sie wissen zweitens, daß dieser Bereich der beson-

deren Therapierichtungen mit großer Aufmerksam-
keit und hoher Sensibilität in der Bevölkerung disku-
tiert wird. 
Der Bundeskanzler hat diese Diskussion aufgenom-

men, weil hier eine große Meinungsvielfalt besteht, 
und den Bundesarbeitsminister gebeten, weitere Ge-
spräche mit den Vertretern dieser Therapierichtungen 
zu führen. 
Wir tun dies und werden über das Ergebnis dem 

Kabinett berichten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die zweite Zusatz-
frage. 

Kirschner (SPD): Also, Herr Staatssekretär, heißt 
das im Klartext, daß der Bundeskanzler diese auf den 
Weg gebrachte Verordnung des Bundesarbeitsmini-
sters gestoppt hat? Ich bitte um eine Beantwortung mit 
Ja oder Nein. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Wir haben dies ein-
vernehmlich so festgelegt, daß wir auf Grund der Sen-
sibilität und Komplexität dieses Themas und der öf-
fentlichen Diskussion, die dazu stattfindet und, wie 

Sie wissen, in vielen Briefen ihren Niederschlag fin-
det, noch einmal in Gespräche eintreten, um Irritatio-
nen, Sachargumente und unterschiedliche Meinun-
gen aufzuarbeiten. Der Entwurf der Verordnung ist 
nach sorgfältiger fachlicher Vorbereitung dem Kabi-
nett vorgelegt worden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Dritte Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß nach diesem Entwurf Arzneimittel mit mehr als 
sechs Wirkstoffen als unwirtschaftlich gelten? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Dies ist der Grund-
satz, den der Entwurf formuliert. Es gibt aber eine 
zweite Bestimmung in diesem Entwurf, daß Arznei-
mittel in dem Sektor, den Sie genannt haben, die zu-
gelassen sind oder die in dem Verfahren nach Art. 3 
§ 7 Abs. 3 nachträglich zugelassen werden, nicht un-
ter die Ausgrenzung fallen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Vierte Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, welche wis-
senschaftlichen Untersuchungen liegen Ihnen bis 
heute vor — ich gehe von dem Entwurf der Verord-
nung aus — , die belegen, daß Naturheilmittel mit bis 
zu sechs Wirkstoffen wirtschaftlicher sind als Natur-
heilmittel, die mehr als sechs Wirkstoffe haben, denn 
darauf basiert letzten Endes Ihr Entwurf, daß solche 
Arzneimittel von der Verordnung ausgeschlossen 
werden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
wenn Sie erlauben, möchte ich zu diesem Komplex 
„Warum kommt die Bundesregierung zu der Beurtei-
lung, daß Arzneimittel mit mehreren Wirkstoffen, in 
diesem Falle sechs, im Sinne des Krankenversiche-
rungsrechts als unwirtschaft lich gelten" zwei Zitate 
vorlesen. Man muß das vorlesen, weil das sehr fach-
lich gehalten ist. 
In der „Homöopathischen Arzneimittellehre" von 

Fellenberg-Ziegler heißt es: 
Das Zusammenmischen zweier oder gar mehre-
rer Arzneistoffe ist unbedingt verwerflich und 
stets als eine Verletzung des Wesens der Homöo-
pathie zu betrachten, und zwar deshalb, weil je-
der Arzneistoff seine ihm allein eigentümlichen, 
von jedem anderen abweichende Wirkungen hat 
und nur einfache und unvermischte Arzneistoffe 
an Gesunden geprüft und in ihren wahren Wir-
kungen bekannt sind. 

Künstlich zusammengesetzte und vermischte Arznei-
stoffe seien zu Heilzwecken nach homöopathischem 
Grundsatz „ganz unbrauchbar", da in ihren Wirkun-
gen unbekannt. Sogenannte Komplexmittel, in denen 
20 und mehr Mittel gemischt seien, gefährdeten das 
Ansehen der Homöopathie. So Fellenberg-Ziegler. 
Ich könnte eine ganze Reihe weiterer Zitate vorle-

sen. 
Ich wiederhole meine Ausführungen, daß hier eine 

sehr breite Meinungsvielfalt besteht. Aus diesem 
Grunde hat es der Bundeskanzler im Einvernehmen 
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mit dem Bundesarbeitsminister als sachgerecht ange-
sehen, daß wir noch einmal in Gespräche eintreten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben dem 
Bundestag mitgeteilt, daß der Bundesarbeitsminister 
die Verordnung sehr sorgfältig erarbeitet habe und 
daß dennoch der Bundeskanzler mit diesen Hausauf-
gaben des Bundesarbeitsministers nicht zufrieden 
war und ihn um Nachbesserung gebeten habe. Wie 
konkret war der Auftrag des Bundeskanzlers? Welche 
Punkte umfaßte er? Es kann doch wohl nicht sein, wie 
Sie bisher mitgeteilt haben, daß der Bundeskanzler 
den Bundesarbeitsminister lediglich gebeten hat, 
noch ein paar — ich füge hinzu: vielleicht beruhi-
gende — Gespräche zu führen. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Verordnung ist in der Tat sehr sorgfältig vorbereitet 
worden. Aus der Tatsache, daß darüber eine Diskus-
sion entstanden ist, können Sie nicht auf die Qualität 
der Verordnung schließen. Es gibt in diesem Parla-
ment laufend sehr sorgfältig vorbereitete Gesetzge-
bungsverfahren, die gleichwohl in der Öffentlichkeit 
sehr stark diskutiert werden. 
Das Bundeskabinett in seiner Gesamtheit hat den 

Bundesarbeitsminister mit diesen Gesprächen beauf-
tragt. Es wäre ja vermessen, vor Abschluß dieser Ge-
spräche das Ergebnis vorwegzunehmen. Wir werden 
diese Gespräche führen, sie auswerten und dem Kabi-
nett über das Ergebnis berichten. Ein anderer Auftrag 
besteht nicht. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
uns nach drei Fragen schließlich mitgeteilt haben, daß 
der Arbeitsminister dem Kabinett — nach Art. 80 des 
Grundgesetzes und der Geschäftsordnung der Bun-
desregierung — einen Verordnungsentwurf vorgelegt 
hat, frage ich Sie: Welche höhere Sachkenntnis und 
welche Grundlage hat der Bundeskanzler gehabt, 
wenn er, wie die Presse sagt — von Ihnen unwider-
sprochen — , den Verordnungsentwurf gestoppt und 
Minister Blüm zur Überarbeitung zurückgeschickt 
hat? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Huon-
ker, die Bewertung „gestoppt" ist Ihre Bewertung 
oder die Bewertung dieses Presseartikels. Ich teile sie 
nicht, weil diese Verordnung einvernehmlich mit dem 
Bundesarbeitsminister in diese Gesprächsphase über-
führt wurde. Ich sagte auch den Grund: wegen der 
Meinungsvielfalt in diesem Bereich, auch wegen 
mancher Irritationen in der öffentlichen Diskussion. 
Wir haben in manchen Gesprächen, die wir bereits 
geführt haben, festgestellt, daß Aufklärungsbedarf 
besteht. 

(Huonker [SPD]: Erst nach Zuleitung des Ka-
binettsentwurfs! ) 

— Nein! Ich sage noch einmal: Wir sind aus der Sicht 
des Bundesarbeitsministeriums mit dieser Verord-
nung an das Bundeskabinett herangetreten, nachdem 
wir sie mit mehr als 40 Verbänden, Organisationen 
und Sachverständigen sehr sorgfältig vorbereitet ha-
ben. 

(Huonker [SPD]: Es war also ein Probe-Kabi

-

nettsentwurf! ) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Dr. 
Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben uns zwei Zitate von Naturheilkundlern vorge-
tragen, die nicht unbedingt repräsentativ sein müs-
sen. Ich frage Sie: Ist dem Bundesarbeitsminister be-
wußt, daß eine überwiegende Mehrzahl von Natur-
heilkundlern die Auffassung vertritt, daß die beson-
dere Wirkungskraft der Naturheilmittel gerade auf 
der wohldosierten, von der Natur so vorgesehenen 
Zusammensetzung der Mittel aus zahlreichen Wirk-
stoffen beruht, und wie wurde dieser Gesichtspunkt 
bei der Erstellung der Negativ-Liste bewertet? 

(Zuruf von der SPD: Die hat der Bundeskanz

-

ler erprobt! — Heiterkeit bei der SPD) 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Wir messen den be-
sonderen Therapierichtungen nicht nur einen hohen 
Stellenwert zu, sondern wir wissen auch um die be-
sondere Wirkungsweise dieser Therapierichtungen. 
Ich sagte Ihnen, daß dies im Verordnungsentwurf da-
durch berücksichtigt worden ist, daß die Zahl der 
Wirkstoffe, die für die Definition „Unwirtschaftlich-
keit" maßgebend ist, bei den besonderen Therapie-
richtungen doppelt so hoch liegt wie bei der Schulme-
dizin, bei den chemischen Arzneimitteln. Außerdem 
haben wir bei den besonderen Therapierichtungen 
verhältnismäßig lange Übergangsfristen vorgesehen, 
um dieser besonderen Wirkungsweise gerecht zu 
werden. 
Zum ersten Teil Ihrer Frage: Ich habe selbst gesagt, 

daß auf diesem Gebiet eine besonders große Mei-
nungsvielfalt besteht 

(Reuter [SPD] und Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Im Kabinett, oder wo?) 

und daß diese Gespräche aus diesem Grunde geführt 
werden. Aber das ist eine Erfahrung, die wir in der 
gesamten Debatte über die Gesundheitspolitik ge-
rade des letzten Jahres gemacht haben: daß über bei-
nahe alle Komplexe sehr, sehr unterschiedliche Mei-
nungen, auch in Expertenkreisen, gebildet werden. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Zan-
der. 

Zander (SPD): Herr Staatssekretär, ist es innerhalb 
der Bundesregierung eher die Ausnahme oder eher 
die Regel, daß der Bundeskanzler in die Verordnungs-
tätigkeit eines Ressorts eingreift? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Ich verfüge jetzt 
nicht über statistisches Mate rial. Aber es ist mit Si-
cherheit nicht der erste Fall, daß eine politisch nicht 
ganz einfache Lösung und ein nicht ganz einfacher 
Sachverhalt im Kabinett besprochen werden. Ich 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 170. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. Oktober 1989 	12777 

Parl. Staatssekretär Seehof er 

glaube, wir sind es den betroffenen Bürgern auch 
schuldig, daß wir ein schwieriges Thema sorgfältig 
und vertieft miteinander diskutieren und das dann, 
wenn Irritationen auftreten, nicht gewissermaßen 
trotz dieser Irritationen verabschieden, sondern versu-
chen, hier Überzeugungsarbeit zu leisten und Argu-
mente auszutauschen. 

(Heyenn [SPD]: Es ist also die Ausnahme?!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Pe-
ter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß es das Ziel der Gespräche 
sein soll, die Irritationen des Bundeskanzlers auszu-
räumen? Oder geht es um die Irritationen des Arbeits-
ministers? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Es gibt weder da 
noch dort Irritationen. Ich habe Ihnen jetzt mehrmals 
über den Zweck der Gespräche berichtet. Wenn neue 
Argumente auftauchen, werden wir die natürlich wer-
ten und werden dem Kabinett darüber berichten. Wir 
sind nicht irritiert. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die zweite Zusatzfrage 
von Frau Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Danke schön, Frau Prä-
sidentin. — Herr Staatssekretär, würden Sie mir zuge-
ben, daß die Zahl 6 bei Wirkstoffen in Naturheilmit-
teln mehr oder weniger willkürlich gegriffen ist, daß 
es also keinerlei wissenschaftliche Belege dafür gibt, 
daß Naturheilmittel mit weniger als 6 Wirkstoffen 
wirtschaftlicher sein sollen als solche mit mehr als 
6 Wirkstoffen? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen ein 
Zitat vorgelesen. Wenn Sie wollen, lese ich Ihnen 
mehrere vor, z. B. aus dem Gutachten der Gesellschaft 
für Pharmakologie und Toxikologie, das allerdings 
—das räume ich ein — in erster Linie von Vertretern 
der Schulmedizin geprägt ist. 

(Frau Dr. Hartenstein [SPD]: So ist es!) 
—Aber es gibt eine ganze Reihe von Wissenschaftlern 
und Fachleuten, die — wie ich Ihnen vorgelesen 
habe — sagen: Das erstrebenswerte Ziel wären ei-
gentlich ein, zwei, maximal drei Wirkstoffe. Es war 
dann gewissermaßen der Ausdruck des Bekenntnis-
ses zu den besonderen Therapierichtungen, daß wir 
die Zahl der Wirkstoffe im Verhältnis zu den chemi-
schen Arzneimitteln verdoppelt haben. Aber ich be-
stätige noch einmal, daß gerade diese Zahl 6 sehr 
umstritten ist und daß wir auch deshalb diese Gesprä-
che führen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte, Graf Waldburg-
Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, finden Sie es nicht ausgesprochen erfreulich, 
daß bei dem hohen Grad an Vertrauen, das Naturheil-
mittel bei der Bevölkerung genießen, und bei dem 
Diskussionsstand gerade im Hinblick auf die Frage,  

welche Wirkstoffe in Naturheilmitteln enthalten sind, 
noch einmal ein gewisser Zeitrahmen gegeben ist, in 
dem man überdenken kann, ob es nur 6 sein können, 
ob es nicht möglicherweise doch mehr sein können 
und welche Schwierigkeiten im Zusammenhang mit 
der Nachzulassung bestehen? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Bei der Bedeutung, 
die diese Therapierichtungen für die Bevölkerung ha-
ben, wollen wir keinesfalls den Eindruck erwecken, 
wir würden die Argumente nicht ernst nehmen. Wir 
wollen gegenüber den Bürgern dokumentieren, daß 
wir die Argumente sehr wohl in unseren Entschei-
dungsprozeß einbeziehen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte, Frau Abgeordnete 
Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben in Ihren Antworten die Qualität der Verordnung 
des Arbeitsministeriums verschiedentlich als hoch-
wertig dargestellt. Heißt das, daß Sie die Einwände 
qualitativ nicht so hoch bewerten, so daß Sie, wie in 
der vorletzten Antwort zum Ausdruck gebracht, keine 
Veranlassung sehen, etwas zu ändern? Denn Sie ha-
ben gesagt: Wir gehen ins Kabinett. Sie haben nicht 
gesagt: Wir wollen die Verordnung ändern. Können 
Sie mir denn einmal sagen, welche Einwände gegen 
Ihre Verordnung erhoben wurden? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Erstens. Die Verord-
nung geht insgesamt von einem Nettoeinsparvolumen 
von 200 Millionen aus. Wir reden jetzt über einen Be-
reich von 20 Millionen. 
Zweitens. Wir sind in dieser Frage völlig offen. Ge-

spräche hätten ja keinen Sinn, wenn man sie mit der 
Feststellung beginnen würde: Wir versichern euch 
von vornherein, daß wir nichts verändern. Insgesamt 
hätten Gespräche dann keinen Sinn, wenn man an 
ihrem Beginn das Ergebnis vorwegnehmen würde. 
Deshalb entspricht es logischerweise dem natürlichen 
Verlauf, daß wir Gespräche führen, sie auswerten und 
über das Ergebnis berichten. Die Folge kann dann die 
Beibehaltung des vorgelegten Entwurfs sein; die 
Folge könnte aber auch sein, daß der Verordnungs-
entwurf in diesem besonders umstrittenen Punkt oder 
auch in anderen Punkten verändert wird. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich bitte um Verständnis, 
wenn ich diesen Punkt nach der nächsten Frage von 
Herrn Huonker abschließe, weil wir sonst, da wir noch 
sechs Fragen haben, bis 14 Uhr nicht durchkommen. 
Bitte sehr. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen Sie mir 
zu, daß nach der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung der zuständige Ressortminister die Gespräche mit 
den Verbänden zu führen hat, ehe er die Entscheidung 
trifft, eine Vorlage mit einem bestimmten Inhalt dem 
Bundeskabinett zuzuleiten? Wenn Sie mir zustimmen, 
frage ich Sie, ob das in diesem Falle so war, der Bun-
desarbeitsminister dann entschieden hatte, eine Ver-
ordnung dieses Inhalts vorzulegen, und dann auf 
Grund von Meinungsverschiedenheiten mit dem Bun-
deskanzler die Sache gestoppt worden ist. Das ist ein 
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Teil der Tatsachenaufklärung, die wir betreiben müs-
sen, ehe wir inhaltlich miteinander reden können. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Staatssekretär. 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
handelt sich hier um eine Ministerverordnung, die der 
Minister im Grunde direkt über das Kanzleramt dem 
Bundesrat zuleiten könnte. Es wäre nicht zwingend, 
daß sich das Bundeskabinett damit beschäftigt. Ich 
sagte Ihnen aber, daß es sich hier um einen sehr be-
deutsamen, komplexen und sensiblen Bereich han-
delt. Mit der Kabinettsbefassung bringen wir zum 
Ausdruck, welche Bedeutung wir diesen besonderen 
Therapierichtungen beimessen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich rufe die Frage 28 des 
Abgeordneten Huonker auf: 

Wie viele der insgesamt auf dem Arzneimittelmarkt erhältli-
chen Arzneimittel der besonderen Therapierichtungen können 
nach geltendem Recht auf Kassenrezept verordnet werden, und 
wie viele davon würden nach dem Verordnungsentwurf der 
sogenannten Negativ-Liste vom Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, Dr. Blüm, von der Erstattungsfähigkeit ausge-
schlossen, wenn dieser Entwurf geltendes Recht würde? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Hier geht es im 
Grunde, Herr Kollege, um den gleichen Sachverhalt, 
den wir eben sehr ausführlich besprochen haben. 
Wie die Bundesregierung bereits in ihrem Bericht 

zu Auswirkungen des Prozesses von Aufbereitung 
und Nachzulassung für Arzneimittel mit vorbeugen-
den Wirkungen und Phytotherapeutika vom 23. März 
1989 in der Bundestagsdrucksache 11/4250 ausge-
führt hat, sind beim Bundesgesundheitsamt insgesamt 
126 000 fiktiv zugelassene Arzneimittel erfaßt. Davon 
enthalten 67 132 Arzneimittel pflanzliche Bestand-
teile, 21 312 homöopathische Stoffe, und 3 421 Arz-
neimittel sind der anthroposophischen Therapierich-
tung zuzuordnen. Dabei handelt es sich jedoch teil-
weise nicht um reine Naturheilmittel, weil in zahlrei-
chen Kombinationsarzneimitteln auch chemische 
Substanzen oder zugleich homöopathische und phy-
totherapeutische Bestandteile enthalten sind. Da-
durch kommen Überschneidungen zustande, auf die 
in dem genannten Erfahrungsbericht hingewiesen 
worden ist. Die genaue Zahl der Mittel, die nach gel-
tendem Recht auf Kassenrezept verordnet werden 
können, ist nicht bekannt, weil es hierzu keine Erhe-
bungen gibt. Es ist jedoch anzunehmen, daß in der 
Vergangenheit ein erheblicher Teil dieser Mittel nicht 
zu Lasten der gesetzlichen Krankenkassen verordnet, 
sondern als frei verkäufliche und nicht rezeptpflich-
tige Arzneimittel im Rahmen der Selbstmedikation 
bezogen worden ist. Bei etwa 28 000 dieser Mittel 
handelt es sich z. B. um Tees oder Teemischungen, die 
überwiegend auch in Drogerien beziehbar sind. 
Es liegen aber statistische Erhebungen des Wissen-

schaftlichen Ins tituts der Ortskrankenkassen für die 
2 000 am häufigsten verordneten Arzneimittel in der 
gesetzlichen Krankenversicherung vor. Auf diese 
2 000 verordnungshäufigsten Mittel entfallen rund 
90 % der Arzneimittelausgaben der Krankenkassen. 
Von diesen 2 000 Arzneimitteln sind durch die Ver-
ordnung nach § 34 SGB V mehr als 200 chemische 
Arzneimittel und ca. 35 Naturheilmittel betroffen. Die 
35 Naturheilmittel sind etwa ein Viertel aller Natur-

heilmittel, die unter den 2 000 am häufigsten verord-
neten Arzneimitteln erfaßt sind. Von einem „Angriff" 
auf die Arzneimittel der besonderen Therapierich-
tungen kann auch aus diesem Grunde keine Rede 
sein. 
Dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

ist bekannt, daß von einigen Verbänden abweichende 
Zahlen genannt werden. Diese Zahlen sind für uns 
jedoch nicht nachvollziehbar, weil es veröffentlichte 
statistische Erhebungen über die volle Zahl der in der 
gesetzlichen Krankenversicherung verordneten Na-
turheilmittel nicht gibt. 
Im übrigen weise ich darauf hin, daß auch die im 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung er-
mittelten Zahlen nur als grobe Anhaltspunkte angese-
hen werden können, weil sich die Daten auf dem Arz-
neimittelmarkt z. B. durch Zu- und Abgänge von Arz-
neimitteln oder durch Veränderungen von Arzneimit-
teln fortlaufend ändern. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter. 

Huonker (SPD): Der bisherige Verlauf der Frage-
stunde, Herr Staatssekretär, hat ergeben, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Frage!) 
daß sich der Bundesarbeitsminister nach der Anhö-
rung — die Frage kommt natürlich — der Verbände 
über deren Bedenken hinweggesetzt und einen Ver-
ordnungsentwurf dem Kabinett zugeleitet hat. Des-
wegen frage ich: Warum hat sich der Arbeitsminister 
über diese Bedenken hinweggesetzt, und welche Ge-
währ besteht, daß er jetzt nach der Inte rvention des 
Bundeskanzlers diesen Bedenken Rechnung trägt, 
wenn er den zweiten Anlauf zur Vorlage eines Ver-
ordnungsentwurfs unternimmt? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bleibe bei meiner Ankündigung, daß ich den Ge-
sprächsergebnissen und insbesondere den Bewertun-
gen und Folgen daraus nicht vorgreife und deshalb 
jetzt auch keine Prognose abgeben möchte, ob die 
Verordnung überarbeitet wird und — wenn ja — mit 
welchem Inhalt. 
Ich habe Ihnen hinsichtlich des Stellenwerts der 

Naturheilmittel oder der besonderen Therapierich-
tungen gerade vorgetragen, wie sich das Verhältnis 
zwischen chemischen Arzneimitteln und Naturheil-
mitteln bei den 2 000 am häufigsten verordneten Arz-
neimitteln darstellt. Ich habe Ihnen mehrmals vorge-
tragen, in welcher Weise in dem jetzt vorliegenden 
Verordnungsentwurf der besonderen Wirkungsweise 
der besonderen Therapierichtungen Rechnung getra-
gen wurde: durch eine Erhöhung der Wirkstoffbe-
standteile, durch ein Hinausschieben des Termins des 
Inkrafttretens und durch die Regelung, daß Arznei-
mittel auf diesem Sektor, die bereits zugelassen sind 
oder nach Art. 3 § 7 Abs. 3 noch zugelassen werden, 
nicht von der Ausgrenzung erfaßt sind. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung vor der Un-
terzeichnung des Verordnungsentwurfs die in der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung vorgeschriebe- 
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nen Gespräche mit den Verbänden zu diesem Thema 
geführt, und — wenn ja — ist er auf Bedenken hinge-
wiesen worden, und aus welchen Gründen hat er sich 
dann, als er den Verordnungsentwurf auf den Weg 
gebracht hat, über diese Bedenken hinweggesetzt? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Auch diese Frage 
glaubte ich schon beantwortet zu haben. Wir haben, 
wie es in der Geschäftsordnung vorgeschrieben ist, 
mit Experten, Verbänden, Organisationen, Herstel-
lern und einzelnen Sachverständigen — das alles be-
kommen Sie ja jetzt schriftlich übermittelt — sehr, 
sehr intensive Gespräche geführt. Wir sind in der Be-
wertung dieser Gespräche, bei denen sowohl Zustim-
mung als auch Bedenken geäußert wurden, zu dem 
Ergebnis gekommen, daß der Verordnungsentwurf, 
wie Sie ihn kennen, auf einer fundierten fachlichen 
Grundlage steht. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich rufe die Frage 29 des 
Abgeordneten Huonker auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der vom Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung vorgelegte Entwurf 
der sogenannten Negativ-Liste für Arzneimittel wegen des darin 
vorgesehenen Ausschlusses zahlreicher Naturheilmittel von der 
Verordnung auf Rezepte der gesetzlichen Krankenkassen Wort-
laut und Sinn des Bundestagsbeschlusses vom 25. November 
1988 eindeutig mißachtet, in dem festgestellt wird: „Es ist der 
erklärte Wille des Deutschen Bundestages, daß jedes Arzneimit-
tel eine seiner Eigenart entsprechende sachgerechte Beurtei-
lung erfährt und dem Schutz der besonderen Heilweisen Rech-
nung getragen wird"? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, in sei-
nem Beschluß vom 25. November 1988 hat der Deut-
sche Bundestag zum Ausdruck gebracht, daß es sein 
erklärter Wille sei, „daß jedes Arzneimittel eine seiner 
Eigenart entsprechende sachgerechte Beurteilung er-
fährt und dem Schutz der besonderen Heilweisen 
Rechnung getragen wird". 
In der Antwort auf die Frage des Abgeordneten 

Kirschner habe ich dargelegt, daß die Arzneimittel der 
besonderen Therapierichtungen in dem Verord-
nungsentwurf nach § 34 Abs. 3 SGB V ihrer Eigenart 
entsprechend bewertet worden sind. Damit ist dem 
Bundestagsbeschluß eindeutig Rechnung getragen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Zusatzfrage. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
sich vorstellen, daß — nachdem der Bundesarbeitsmi-
nister die Gespräche mit den Verbänden geführt hat, 
ehe er den Verordnungsentwurf vorgelegt hat, und 
Sie ausgeführt haben, diese Gespräche, in denen alles 
berücksichtigt worden sei, seien sehr intensiv gewe-
sen — Zweifel an der Richtigkeit Ihrer Aussage im 
Hinblick auf die Zukunft bestehen, denn Sie sagten, 
die ersten Gespräche seien sehr intensiv gewesen und 
alle folgenden Gespräche würden noch intensiver 
sein, was zur Folge habe, daß der Verordnungsent-
wurf dem Thema Naturheilmittel mehr als heute 
Rechnung trage? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihre Logik 
nicht nachvollziehen. 

(Huonker [SPD]: Das ist wohl Ihr Problem!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die zweite Zusatz-
frage. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, ich will jetzt 
nicht über die Logik reden. Schweigen ist auch eine 
Antwort. — Ich frage Sie ernsthaft: Wie viele der Na-
turheilmittel, die nach dem Entwurf, der vorgelegt 
worden ist, von der Verordnungsmöglichkeit ausge-
schlossen gewesen wären, werden nach Ihrer Ein-
schätzung nach dem künftigen Entwurf verordnungs-
fähig sein? 

Seehofer, Parl. Staatssekretär: Man kann sich ei-
nem Ziel auf unterschiedliche Art und Weise nähern, 
aber Sie verfolgen immer die gleiche Absicht. 

(Huonker [SPD]: Richtig!) 
Ich nehme das Ergebnis der Gespräche nicht vor-
weg. 

(Huonker [SPD]: Alles offen! Sehr gut! Das 
wollte ich ja nur hören! Die Gefahr ist nicht 

gebannt!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich beende hiermit die 
Fragestunde. 
Die Beantwortung der übrigen Fragen müssen wir 

morgen fortsetzen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung auf: 
Aktuelle Stunde 
Die Haltung der Bundesregierung zum Alpen-
transit — Nachtfahrverbot für LKW durch 
Österreich 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD hat 
gemäß unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde zu dem erwähnten Thema verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Herr Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herrn! Jährlich wälzt sich 
eine Verkehrslawine von 1 Million Lkws im Transit 
durch Österreich. Aneinandergereiht ergäbe dies eine 
Lkw-Schlange von 15 000 km Länge. Diese Verkehrs-
lawine über die Alpen führt zu unerträglichen ge-
sundheitlichen Belastungen für die Menschen in den 
Alpen sowie zur Zerstörung des in Jahrhunderten ge-
wachsenen Alpenschutzwaldes. Die Alpenregionen 
stehen kurz vor dem ökologischen Infarkt. 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung ist das 

Verhalten der Bundesregierung gegenüber Oster-
reich und der Schweiz skandalös. Es gehört schon eine 
Menge Unverfrorenheit dazu, die berechtigten Inter-
essen der Österreicher in Frage zu stellen und mit der 
Drohgebärde des starken Goliaths den kleinen David 
in die Knie zwingen zu wollen. Der David Österreich 
hat in diesem ungleichen Kampf nur eine kleine 
Schleuder: das Nachtfahrverbot für Lkws. 
Österreich handelt mit dem geplanten Nachtfahr-

verbot in reiner Notwehr. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 
Ohne Rücksicht auf Österreich und die Schweiz hat 
man in Brüssel und in Bonn einer Liberalisierung des 
Güterfernverkehrs vor allem auf der Straße innerhalb 



12780 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 170. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. Oktober 1989 

Schäfer (Offenburg) 

der EG zugestimmt. Darüber, ob diese Liberalisierung 
im Alpentransit und darüber hinaus überhaupt ökolo-
gisch verkraftet werden kann, hat man offenbar nicht 
im geringsten nachgedacht. 

Umweltminister Töpfer, der bezeichnenderweise 
hier genauso fehlt wie der umweltpolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und wo ist Herr 
Hauff?) 

gefällt sich als Redner auf Alpenschutzkonferenzen, 
so erst in der vorletzten Woche. Aber wo war die 
Stimme des Umweltministers in Bonn? Wo war und ist 
die Stimme des Umweltministers in Brüssel? 

Der Alpentransit muß ökologisch verträglich bewäl-
tigt werden. Dazu genügt es nicht, sich darin einig zu 
sein, daß der Schwerlastverkehr im Alpentransit auf 
die Schiene muß. Man muß auch etwas dafür tun. Die 
notwendigen Investitionen in den Ausbau des Schie-
nennetzes im Alpentransit sind, wie wir wissen, rie-
sengroß. Sollen Österreich und die Schweiz diese 
nicht von ihnen verursachte Last allein tragen? Wo 
waren die Vorschläge der Bundesregierung in Brüs-
sel, einen großen Teil der Finanzierung für die Inve-
stitionen in den Ausbau des Schienennetzes für den 
Alpentransit durch die EG zu übernehmen? 

Meine Damen und Herren, wo ist das klare Um-
stiegskonzept im Güterfernverkehr für die Bundesre-
publik Deutschland? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Güterfernverkehrspolitik der Bundesregierung 
ist nicht vom Verlagern der Güter auf die Bahn ge-
kennzeichnet. Die Investitionen für den Ausbau des 
Schienennetzes in der mittelfristigen Finanzplanung 
sinken, während die Mittel für den Fernstraßenbau 
eine Aufstockung erfahren. 

(Huonker [SPD]: Dank des Betonministers!) 

Diese Bundesregierung setzt in der Güterfernver-
kehrspolitik — und nicht nur dort — die ökologisch 
falschen Signale: Beton statt ökologischer Vernunft. 
Dies ist das Markenzeichen der Verkehrspolitik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Den Österreichern ist zu danken, daß sie das Pro-
blem des Transitverkehrs auf die Tagesordnung ge-
setzt haben. Die Schaffung von ausreichenden Kapa-
zitäten im alpenquerenden Schienenverkehr ist zwin-
gend erforderlich, um die Verkehrsbelastungen von 
der Straße auf die Schiene zu verlagern. 

Dementsprechend ist das vorhandene Konzept des 
Ausbaus der bestehenden Schienenstrecken am Bren-
ner und am Gotthard und der Schaffung neuer Schie-
nenkapazitäten zu unterstützen. Dies muß umgesetzt, 
und zwar forciert umgesetzt werden. 

Dazu bedarf es aber nicht nur schöner Worte, son-
dern auch einer kräftigen Mitfinanzierung der EG 
und der Bundesregierung. Die Bundesregierung wäre 
gut beraten — und wir fordern sie dazu auf, dies zu 
tun — , den sinnlosen Transitkrieg gegen Österreich 
erst gar nicht vom Zaun zu brechen, sondern endlich  

zu einer ökologischen Vernunft und zur Vernunft gut 
nachbarschaftlicher Beziehungen zurückzukehren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Für die Lkw-
Fahrer soll in Österreich bereits am 1. Dezember 
Knecht Ruprecht kommen. Bei uns, in Bayern, kommt 
er normalerweise erst am 5. bzw. 6. Dezember. 
Ich möchte gerade in dieser Aktuellen Stunde mein 

Unverständnis für Österreich zum Ausdruck bringen; 
denn erstens verstößt Österreich gegen das Udine-
Abkommen, und zweitens ersetzen spektakuläre 
Schnellschüsse wie das Nachtfahrverbot nicht sinn-
volle, umsetzbare Paketlösungen. 

Ist einerseits die populistische Entscheidung Öster-
reichs in etwa noch nachvollziehbar, so ist anderer-
seits das Verhalten des SPD-Chefs Vogel — den ich 
im übrigen, Herr Schäfer, heute vermisse — ein 
Affront sondergleichen. Da meint der SPD-Chef, er 
müsse aus dem Ausland den mittelständischen deut-
schen Unternehmen in den Rücken fallen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Wenn stimmt, was die „Süddeutsche Zeitung" vom 
23. Oktober 1989 schreibt, daß Vogel auf dem SPÖ

-

Parteitag der Versammlung zugerufen habe, diese 
Entscheidung sei gut, richtig und notwendig, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und er deshalb den Österreichern geraten habe, sich 
durch keine Drohung beirren zu lassen und keinen 
Millimeter zurückzuweichen, dann ist das unver-
ständlich. Ich meine, das ist geschmacklos, unse riös 
und nicht akzeptabel. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

Es ist geradezu unglaublich: Um Beifall im Ausland 
zu erheischen, werden deutsche Interessen ver-
kauft. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Wo ist Herr Vogel denn heute? Er hätte in dieser Aktu-
ellen Stunde die Möglichkeit, das Wort zu nehmen. 
Nein, da kneift er, da geht er nach Österreich und 
rennt mit gegen die deutschen Interessen an. 
Ich meine, Österreich ist gezwungen, zumindest 

Kompromißbereitschaft zu zeigen; denn im bilatera-
len Verkehr mit Österreich haben die deutschen Un-
ternehmer einen Marktanteil von nur 32 %. Es gibt 
Lösungen, die aber nicht von heute auf morgen umge-
setzt werden können. Ich nenne z. B. den Ausbau des 
Eisenbahnnetzes im Interesse eines stärkeren Kombi-
verkehrs oder leisere Lastkraftwagen. Aber das ist 
nicht von heute auf morgen umsetzbar, um das noch 
einmal zu sagen. 
Möglich wäre auch, das Inkrafttreten des Nacht-

fahrverbotes aufzuschieben, denn — darauf möchte 
ich besonders hinweisen — die Folgen sind verhee-
rend. Das Nachtfahrverbot führt täglich zu Warte- 
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schlangen von 2 bis 20 km Länge, d. h. zu Wartezeiten 
für die Fahrer von acht Stunden und mehr. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ein Schmar-
ren!) 

Das heißt erstens umweltschädlicher Verkehr durch 
Dauerstaus an den Grenzübergängen am Tage, zwei-
tens soziale Probleme für die Brummifahrer: die Ver-
pflegung, der sanitäre Bereich, die Kälte im Winter. 
Wo bleibt hier Ihre Humanität, die Sie immer einfor-
dern? 
Schließlich bringt das Nachtfahrverbot einen volks-

wirtschaftlichen Schaden in einer Größenordnung 
von ca. 400 Millionen DM und auch unnötige Schwie-
rigkeiten auf dem Weg zum EG-Binnenmarkt. 

Wir sind natürlich alle aufgefordert, Maßnahmen zu 
ergreifen, um Abhilfe zu schaffen, um den zum Teil 
berechtigten Interessen Österreichs Rechnung zu tra-
gen. Das geht aber nur über einen vernünftigen Stu-
fenplan; denn von heute auf morgen haben weder die 
Bahnen die erforderlichen Kapazitäten noch sind leise 
Lkw herbeizuzaubern. 

Die Bundesregierung hat bereits einige Maßnah-
men auf den Weg gebracht. Minister Zimmermann 
hat seine Hausaufgaben ausgezeichnet gemacht und 
sich auf verschiedenen Ebenen eingeschaltet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Haha!) 

Sogar unser Bundeskanzler hat sich dieses Themas 
angenommen und sich mit dem EG-Präsidenten De-
lors in Verbindung gesetzt; denn das ist ja nicht in 
erster Linie ein bilaterales, sondern ein europäisches 
Problem. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich meine deshalb abschließend feststellen zu müs-
sen: Sollte Österreich uneinsichtig und unnachgiebig 
bleiben, müssen Gegenmaßnahmen ergriffen wer-
den; denn die einseitige Abschnürung der wichtigsten 
Transportadern Europas ist einfach nicht hinnehm-
bar. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Weiss. 

Weiss (München) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Seit 1970, seit der Eröff-
nung der Brenner-Autobahn hat der alpenquerende 
Straßengüterverkehr in Österreich um das Sechsfa-
che zugenommen, er hat sich versechsfacht. Es ist 
eigentlich verwunderlich, daß es angesichts dieser 
Entwicklung erst in diesem Jahr, 1989, zu Gegenreak-
tionen gekommen ist. Ich hätte sie viel früher erwar-
tet. 
Der Grund für die angekündigten Gegenreaktionen 

liegt natürlich auch darin — das muß man ganz klar 
sehen — , daß die Tiroler Landtagswahl im März 1989 
erdrutschartige Verluste für die ÖVP gebracht hat und 
daß die Regierenden in Österreich jetzt endlich be-
greifen, daß sie etwas zum Schutz der berechtigten 

Interessen ihrer Bevölkerung tun müssen. Das hat sich 
nur leider nicht in der Bundesrepublik herumgespro-
chen, sonst könnte unser Bundesverkehrsminister 
nicht weiter auf die Österreicher schimpfen und nichts 
dazu beitragen, um die berechtigten Interessen der 
bundesdeutschen Bevölkerung, die sicher in ähnli-
chem Maße unter der Umweltbelastung und unter 
Lkw-Lärm leidet, wahrzunehmen und zu schützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Da aber hat die Bundesregierung offensichtlich ein 
blindes Auge; 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Blind und taub ist 
sie!) 

denn es redet heute zwar jeder davon, daß alles getan 
werden muß, um Verkehr von der Straße auf die 
Schiene zu verlagern. 

(Fischer [Hamburg] [CDU/CSU]: Was ist 
denn alles?) 

Aber leider wird nur geredet; es wird aber nichts ge-
tan. Im Gegenteil: Man eröffnet eine Alibidiskussion. 
In dieser Alibidiskussion geht es immer um Brenner-
tunnel und Eisenbahntunnel. Dabei weiß doch jeder: 
Wenn man so ein Projekt realistisch angeht, ist es frü-
hestens im Jahr 2010 fertig. Aber für den Bundesver-
kehrsminister ist es eine bequeme Diskussion; denn er 
kann über etwas diskutieren, was er erst im Jahr 2010 
umsetzen muß. Er führt diese Diskussion, weil er dann 
heute nichts tun muß und weil er sagen kann: Wir 
verweisen auf den Brennertunnel, und die nächsten 
Jahre brauchen wir nichts zu tun. 

Aber es gibt tatsächlich Möglichkeiten, auch heute 
einiges zu tun. Dabei sind die Österreicher vorange-
gangen und haben erste Maßnahmen ergriffen. Die 
Österreicher waren im Grunde gar nicht die ersten. Es 
waren vorher die Schweizer, die beg riffen haben, in 
welche Richtung es gehen muß: mit 28-t-Limit, mit 
Nachtfahrverbot, mit Schwerverkehrsabgabe und mit 
einer konsequenten Förderung des kombinierten Ver-
kehrs auf der Schiene. Das alles geht schon heute. 
Dazu brauchen wir nicht irgend etwas, das erst in 
20 Jahren verwirklicht werden kann. 

Deshalb ist die Bundesregierung aufgefordert, 
schon heute etwas zu tun. Es bringt doch überhaupt 
nichts, auf die Alpentransitländer weiter Druck aus-
zuüben. Dies zeigt nur die Ignoranz gegenüber den 
Anwohnerinnen und Anwohnern an der Transitauto-
bahn, die darin besteht, daß man überhaupt nicht 
wahrnehmen will, wie die Situation ist. 

(Gröbl [CDU/CSU]: Wollen Sie die Tomaten 
mit dem Rucksack über die Alpen tragen? — 
Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

— Herr Staatssekretär, waren Sie schon einmal an der 
Brennerautobahn, waren Sie schon einmal im Wipp-
Tal, und haben Sie dort auch nur eine Nacht in einer 
Pension übernachtet? Ich sage Ihnen eines: Sie wer-
den kein Auge zutun, Sie werden nicht schlafen kön-
nen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist ein Um
-weltstaatssekretär!) 

Aber das ist Ihnen eigentlich egal. Ihnen geht es nur 
darum, daß die Lkw frei fahren können. Sie müssen 
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sich einmal vorstellen, worunter die Bevölkerung seit 
dem Jahr 1970 leidet, als die Brennerautobahn eröff-
net worden ist. Sie aber versuchen, mit Ihren Zwi-
schenrufen kleine Witzchen zu machen. Ich glaube, 
für die Bevölkerung in Österreich und insbesondere in 
Tirol ist die Situation sehr viel ernster. Es ist längst 
überfällig, daß Maßnahmen ergriffen werden. Mit sol-
chen Zwischenrufen, wie Sie sie hier machen, werden 
Sie der Situation in keiner Weise gerecht. Sie gehen 
völlig an den Realitäten vorbei. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Gröbl [CDU/CSU]: Da wird Ihr Standpunkt 

entlarvt! Das ist die  Situation!)  

In der Tat gehört natürlich auch eine ganz massive 
Verkehrsverlagerung zu einem Verkehrskonzept. Es 
gehört ferner dazu, vor allem über Verkehrsvermei-
dung nachzudenken. Man muß sich eines einmal 
überlegen: Wenn die Wachstumsraten im alpenque-
renden Straßengüterverkehr in den nächsten Jahren 
weiter so wie in den bisherigen Jahren steigen, wird 
auch ein Brennertunnel zu spät kommen. Im Jahr 2010 
können Sie den Mehrverkehr, der sich in den näch-
sten 20 Jahren bei den jetzt prognostizierten Wachs-
tumsraten unweigerlich entwickelt, vielleicht durch 
den Brennertunnel jagen. Aber Sie werden damit 
keine Entlastung der schon heute unzumutbaren Ver-
hältnisse herbeiführen. 

Das steht eben dahinter: Sie wollen keine Verbes-
serung, Sie wollen keine Entlastung der Bevölkerung. 
Deswegen beschränken Sie sich in der Diskussion 
gerade auf den Brennertunnel. Das ist doch die tat-
sächliche Situation. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Aus diesem Grund habe ich kein Verständnis für die 
verbalen Drohungen, die der Bundesverkehrsminister 
bei jeder Gelegenheit gegenüber Österreich auszu-
stoßen pflegt. 

Ich unterstütze voll die Maßnahmen, die Österreich 
nach dem 1. Dezember endlich ergreifen wird, auch 
wenn ich finde, daß sie reichlich behutsam sind und 
noch nicht die Einschränkungen bringen, die die Al-
pen zum Schutz des einmaligen Ökosystems eigent-
lich brauchten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gries. 

Gries (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Österreich läßt grüßen, möchte ich jetzt nach 
den beiden Beiträgen der Opposition hier sagen. Ak-
tuell finde ich an dieser Stunde allerdings nur die 
Erkenntnis, mit welcher Hektik die SPD — ich muß 
das eigentlich mit ein bißchen Bedauern sagen — ver-
sucht, unter dem Deckmantel des Umweltschutzes 
jetzt aus der Verkehrspolitik auszusteigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Am 20. Oktober haben Sie eine Kleine Anfrage ge-
stellt, am 25. Oktober haben wir hier über dasselbe 
Thema diskutiert, und Ende November werden wir 
schon wieder über dasselbe Thema diskutieren. Ich  

weiß schon selbst nicht mehr, was ich noch sagen 
soll. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb greife ich das Schlagwort von der mangeln-
den Aktualität der Regierungspolitik nicht auf. Diese 
Regierung bemüht sich — ich will hier keine Dank-
adressen aussprechen, weil wir vom Erfolg noch weit 
entfernt sind — , ein europäisches Konzept zur Lösung 
dieser Probleme zu finden. Aber mit Sicherheit ist das 
aktuell, was der Vorsitzende der SPD-Bundestags-
fraktion und der SPD, Herr Dr. Vogel, gesagt hat. Er 
hat auf dem österreichischen Sozialistenkongreß ver-
kündet — ich finde es nicht besonders bemerkens-
wert, daß er dort Gast war, wohl aber daß er dort in 
solcher Weise über deutsche Politik redet, wie es Herr 
Hinsken schon zitiert hat — : Dieses Nachtfahrverbot 
ist gut, richtig und notwendig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Das muß man sich auf der Zunge zergehen lassen. Es 
ist unerhört. Es ist nicht nur unfreundlich, sondern es 
ist falsch und europawidrig, und deshalb kann man 
das nicht einfach so hinnehmen. 

Ihre stellvertretende Vorsitzende Frau Däubler-
Gmelin hat das auf dem Parteitag der SPD am Nieder-
rhein ähnlich gesagt: Auch sie hat dieses österreichi-
sche Nachtfahrverbot unterstrichen und befürwortet. 
Ich verstehe nicht, weshalb die Sozialdemokraten, 
wenn sie sich im Ausland schon so äußern, nach der 
Rückkehr hier in der Bundesrepublik einen solchen 
konzeptionslosen Alleingang eines Landes so unter-
stützen. Ich halte das für falsch. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Weil 20 Jahre 
nichts geschehen ist!) 

Das ist ein Rückfall in Kleinstaaterei, die wir eigentlich 
überwunden haben wollten, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

denn es geht nicht an, daß Österreich sagt: Nachts 
sind unsere Grenzen zu. Was ist denn die Reaktion? 
Dann kommen die Bayern — um es einmal harmlos zu 
sagen — und sagen: Dann machen wir am Kleinen 
Deutschen Eck auch zu! 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wenn sie es nur 
endlich täten! Machen wir sofort!) 

Meine Damen und Herren, ist das europäische Politik, 
ist das eine Verkehrspolitik aus Vernunft? Das ist 
nichts anderes als Ideologie auf der einen Seite und 
Emotion auf der anderen Seite. So kann man Ver-
kehrspolitik in Europa meines Erachtens nun wirklich 
nicht machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen in Europa über die Grenzen hinweg ge-
meinsame Anstrengungen unternehmen, um die Na-
tur zu schützen, um die Umwelt zu schützen, um die 
Luft sauberzuhalten, Lärmbelästigungen von den 
Bürgern, und zwar von allen Bürgern in Europa, fern-
zuhalten. Wir sollten aber nicht durch solche einseiti-
gen, im Grunde genommen kleinkarierten Maßnah-
men versuchen, etwas zu erreichen. Wir Liberalen 
wollen jedenfalls europaweit etwas erreichen. Wer 
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Europa will, der muß sich dann auch europäisch ver-
halten und nicht mit solchen Alleingängen jede ver-
nünftige Konzeption vereiteln. 

Ich muß die Sozialdemokraten auch einmal fragen: 
Denken Sie in Ihrem eigenen Parteiverständnis nicht 
auch einmal über die Lage der Lkw-Fahrer nach, 

(Conradi [SPD]: Denken Sie mal über die 
Lage der österreichischen Bevölkerung 

nach! Chauvinist!) 

die Sie zu stundenlangem Warten unter unwürdigen 
und inhumanen Verhältnissen an den Grenzen zwin-
gen? Denken Sie nicht auch einmal an die Bürger, die 
am Tag dann eine größere Lärm- und Luftverschmut-
zung — möglicherweise für ein paar Stunden Nacht-
ruhe — hinnehmen müssen? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Daran sollten Sie auch einmal denken, wenn Sie Ihre 
Position überprüfen. 

Bei den GRÜNEN nehme ich das nicht so ernst, aber 
bei Ihnen nehme ich es ernst, wenn Sie, auf dem fal-
schen Bein stehend, hier hurra schreien. 

Ich sage Ihnen — darüber sind wir uns einig — , daß 
alle anderen Maßnahmen nicht kurzfristig greifen 
können: Die Bahn ist logistisch nicht in der Lage, die 
Kapazitäten anzubieten. Die technischen Vorausset-
zungen in den Tunnels und auch sonst — von den 
Maßen, Gewichten, Höhen usw. her — sind nicht ge-
geben, um kurzfristig zu vernünftigen Lösungen zu 
kommen. Das heißt, wir müssen planen, und das 
braucht Zeit. Deshalb muß man einfach zu der Er-
kenntnis kommen: Der Lkw ist im Transit, auch im 
Alpen-Transit, schlichtweg unverzichtbar, ob Ihnen 
das paßt oder nicht. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Er ist unver-
träglich, nicht unverzichtbar!) 

Sie können ihn ja wegwünschen, Sie können ihn aber 
nicht wegreden. Sie müssen handeln, aber was hier 
geschieht, ist nicht Handeln. 

Ich finde auch, daß es deutschen Parlamentariern 
nicht schlecht ansteht, sich einmal Gedanken darüber 
zu machen, was wir eigentlich unseren Bürgern zu-
muten. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das wollen wir 
doch auch ändern!) 

Die Belastung durch Lärm und Luftverschmutzung 
am Autobahndreieck Stuttgart-Vaihingen ist achtmal 
größer als auf der Brenner-Autobahn. Wollen Sie die 
Konsequenz ziehen, dort jetzt auch Nachtfahrverbote 
einzurichten? Irgendwo muß es auch eine Logik in der 
Politik geben. Warum tun Sie das dann nicht? Das 
kann so im Grunde nicht gehen. 

Ich hoffe nicht, daß Sie schon so weit sind, meine 
Damen und Herren und liebe Kollegen von der SPD, 
zu sagen, daß man Frau Däubler-Gmelin so verstehen 
müßte, daß Sie im Grunde schon intern — wenn Sie 
die Autofahrer schon nicht durch höhere Benzinpreise 
von der Straße vertreiben können, außer vielleicht 
diejenigen, die den höheren Preis nicht mehr bezah-

len können — insgeheim ein Nachtfahrverbot auch 
für deutsche Strecken einkalkuliert haben. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Darüber müßte 
man zumindest mal ernsthaft nachdenken!) 

Ich darf noch ein letztes Wort sagen; ich bin dann 
etwas kürzer als Herr Weiss von den GRÜNEN. Ich bin 
auch nicht bereit, die Untätigkeit z. B. der EG hinzu-
nehmen. Ich habe das hier schon einmal gesagt. Die 
EG hat lange geschlafen und ist untätig geblieben, 
vielleicht auch wir als deutsche Anschubgruppe in der 
EG; das soll man ruhig deutlich sagen. Ich finde, un-
sere Bundesbahn hat ebenfalls nicht genug Angebote 
gemacht und ist nicht aktiv genug geworden. Es geht 
hier doch nur in der Richtung, daß wir eine gemein-
same, vernünftige europäische Lösung finden. Dazu 
muß sich die Bundesregierung auch finanziell bereit 
erklären, und das auch kurzfristig, damit wir zu einem 
vernünftigen Ergebnis kommen. 

Deshalb möchte ich hier auch an die österreichische 
Regierung nochmals appellieren, von diesem einseiti-
gen, kurzfristigen Schritt zum 1. Dezember abzuse-
hen und dafür zu sorgen, daß es zu vernünftigen Über-
gangsregelungen und auch zu vernünftigen Ausnah-
mevorschriften kommt und daß es nicht so gemacht 
wird, wie es bisher programmiert ist. Mit dem Kopf 
gegen die Wand ist noch niemand klüger gewor-
den. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Kürzer war es nicht. Das 
Wort hat der Bundesminister für Verkehr, Herr Zim-
mermann. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben die 
EG frühzeitig und permanent aufgefordert, sich der 
Probleme des Alpentransits anzunehmen, weil 80 
des alpenquerenden Verkehrs EG-Verkehr ist. Aber 
viele Länder hat das nicht interessiert. 

Dann haben wir mit den betroffenen Ländern nicht 
nur geredet, sondern Vereinbarungen geschlossen, 
z. B. im Februar 1986 zwischen Deutschland, Italien, 
Österreich und der Schweiz in Zü rich für einen Stu-
fenplan „Zusätzliche Schieneninfrastruktur", im Juli 
1986 in Rom über den mittelfristigen Ausbau des 
Brenner, wo wir — ich würde sagen — nurmehr ein 
paar Monate vor der Endentscheidung des Konsorti-
ums sind. Es ist seither allerhand geschehen. 
Ich nenne ferner die Konferenz von Interlaken im 

Jahre 1988, bei der sich die Schweiz, Österreich, Ita-
lien und die Bundesrepublik Deutschland darüber ei-
nig waren, den Verkehrszuwachs durch die Schiene 
aufzunehmen. 
Wir haben zusammen mit Italien und Österreich die 

Arbeit für den neuen Brenner-Tunnel vorangetrieben. 
Es ist ein Projekt von 10 Milliarden DM. 
Italien, Deutschland und die Schweiz haben sich 

auch im Hinblick auf die Schweizer Alpentransversa-
len koordiniert. 

Im April 1989 — mein Vorgänger war noch im 
Amt — haben die beteiligten Länder und die EG- 
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Kommission in Udine in einem eigenen Memorandum 
ihre Strategie festgelegt. Der damalige und heutige 
österreichische Verkehrsminister war im April in 
Udine dabei und hat kein einziges Wort über die öster-
reichischen Pläne zum 1. Dezember gesagt, die er we-
nige Wochen nacher aber veröffentlicht hat. 

(Frau Adler [SPD]: Er hat die Papiere gele-
sen!) 

Der lärmarme Lkw, meine Damen und Herren, ist 
natürlich jahrelang nicht verlangt worden, weil er 
nicht verordnet wird. Jetzt wird er aber angeboten. Es 
gibt Werke, die schon 200 oder 300 Bestellungen ha-
ben. Er ist im nächsten Jahr in zeitlichen Abständen 
lieferbar. Deswegen meine ständige, auch an die EG, 
an den zuständigen Kommissar van Miert und an den 
Präsidenten des Verkehrsministerrates Delebarre, 
herangetragene Bitte und Forderung, zu einem Stu-
fenplan mit Österreich zu kommen. Nur so etwas ist 
sinnvoll. 

Denn das Nachtfahrverbot drückt einen Verkehr 
zwischen 4 000 und 6 000 Lkw von 24 auf 17 Stunden 
zusammen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das ist der ganze Unterschied, sonst nichts. Die Um-
welt hat überhaupt nichts davon. Das darf ich Ihnen 
hier sagen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wenn die Leute 
nachts schlafen können!) 

Zu den Vorwürfen, es sei nichts geschehen: Der Bau 
des Bahnhofs München—Riem ist zeitgleich mit dem 
Bau der Umfahrung Innsbruck begonnen worden. Er 
wurde durch eine Fülle von Einsprüchen blockiert, 
und zwar oft derjenigen, die uns heute in anderer 
Richtung Vorwürfe machen. Es sind immer die glei-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nenne ferner den Ausbau des Rangierbahnhofs 
München—Nord mit Kosten von 225 Millionen DM. 
Das wird alles zu einer weiteren weitaus verbesserten 
Struktur auf diesen Strecken führen. 

Ich erwähne weiterhin die Strecke München—Ro-
senheim—Kiefersfelden mit Kosten von 40 bis 50 Mil-
lionen DM. Die Fertigstellung wird natürlich erst in 
ein paar Jahren erfolgen, weil bei der Bahn Investitio-
nen — was ich bis jetzt genannt habe, ist allein schon 
600 bis 700 Millionen DM wert — nicht von heute auf 
morgen getätigt werden können. 

Bei der Strecke München—Mühldorf—Freilassing ist 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung positiv ausgefal-
len. Das ist eine Entscheidung von gestern, also 
brandneu. Sie wird eine erhebliche Kapazitätsauswei-
tung bringen, und sie verbessert den Brenner-Zu-
lauf. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wann wird die 
Strecke fertig?) 

— Ich bin doch kein Prophet. 

(Weiss [München] [GRÜNE] : Aber genau das 
ist es! Wenn es konkret wird, wissen Sie auch 

nichts!) 

— Das überlasse ich Ihnen. Sie waren immer schon die 
besseren Propheten; nur waren Sie auch gleichzeitig 
die falschen Propheten, nicht bloß die besseren. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Mit Wackersdorf 
ein bißchen behutsam sein!) 

Wir haben Anfang dieser Woche Österreich die Ein-
richtung einer neuen Kombilinie ab Mitte November 
von Ingolstadt zum Brenner mit drei Zügen täglich in 
jeder Richtung vorgeschlagen. Wir können ab 1. De-
zember deutscherseits auf der Strecke München—Kie-
fersfelden—Brenner 31 zusätzliche Züge, davon gut 
die Hälfte im kombinierten Verkehr, einsetzen, was 
allein auf dieser Transitstrecke nach Österreich eine 
Entlastung von 800 bis 900 Lkw pro Tag bedeutet. 

Mit diesem Paket hat die deutsche Seite, glaube ich, 
nun wirklich alles getan, um zur Lösung des Alpen-
transitproblems beizutragen. Das Nachtfahrverbot als 
Blockademaßnahme, ohne sich auf irgend etwas ein-
zulassen, kann doch nicht die richtige Lösung sein. 

Die EG hat mit Nachdruck verhandelt — der Kom-
missar, der Präsident des Verkehrsministerrates — 
und hat uns und Italien sowie alle anderen Länder 
ausdrücklich aufgefordert, so lange nicht bilateral zu 
verhandeln, solange das die EG tut. Daran haben wir 
uns selbstverständlich gehalten. Erst wenn das Schei-
tern der Verhandlungen erklärt werden müßte, erst 
wenn der Appell des Bundeskanzlers an Präsident 
Delors nichts genützt haben sollte, werden wir natür-
lich auch unmittelbar die letzten Gespräche, die dann 
noch möglich sind, führen. Auf Arbeitsebene ist die 
Verbindung im übrigen jederzeit aufrechterhalten 
worden. Wir bitten jetzt dringend darum, wenigstens 
die verderblichen Güter wie Milch, Obst, Gemüse so-
wie periodische Druckschriften auszunehmen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Da nützt uns aber ein Angebot von Herrn Streicher 
von 30 bis 40 — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Da meinen wir natürlich die Presse, den „Kurier" 
und die „Kronen-Zeitung" , lauter unentbehrliche 
Druckwerte für die Lektüre in der Bundesrepublik 
Deutschland, wie Sie sich leicht vorstellen können. — 
Da  nützt uns ein Angebot von 30 bis 40 Lkw in der 
Nacht nichts, die noch dazu vom österreichischen 
Bundesland Tirol genehmigt werden sollen. Das ist 
ein Feigenblatt auf einem Betonklotz; das nützt uns 
nichts. 

Aber ich hoffe, daß es hier noch in letzter Minute zu 
einem vertretbaren Kompromiß kommt. Wenn es nicht 
zu einem vertretbaren Kompromiß kommt, dann er-
greifen wir, Kollege Hinsken, überhaupt keine Ge-
genmaßnahmen und schon gar keine Strafmaßnah-
men, sondern wir handeln auf der Basis der Gegensei-
tigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Davon habe ich das Kabinett am 11. Oktober unter-
richtet. So wird es hoffentlich nicht kommen müs-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Weiss  [München] [GRÜNE]: Aber hoffentlich 
nicht diskriminierend!) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Faße. 

Frau Faße (SPD): Frau Präsidentin! Herr Minister, 
ich muß Ihnen sagen, es war eine recht schwache Vor-
stellung. Von Tag zu Tag müßte Ihnen doch deutlicher 
werden, daß die Verkehrspolitik dieser Bundesregie-
rung eindeutig gescheitert ist. 

(Beifall bei der SPD) 
Ein Mehr an Verkehr hat dazu geführt, daß der Luft-
raum über unseren Flughäfen überlastet ist, hat dazu 
geführt, daß unsere Städte im Autoverkehr ersticken, 
hat dazu geführt — und das ist unser Thema heute —, 
daß unserem Nachbarn Österreich gar nichts anderes 
mehr übrigbleibt, als ein Nachtfahrverbot auszuspre-
chen. Strategien alleine, Papiere alleine helfen uns 
hier nicht weiter, Herr Minister. Das sollten Sie, denke 
ich, doch einmal klar und deutlich erkennen. Seit lan-
gem ist uns allen bewußt, daß die Belastbarkeits-
grenze entlang der Transitkorridore überschritten 
ist. Der Druck auf jede Regierung wird groß, wenn 
Gesundheit und Existenz der Bevölkerung gefährdet 
sind. Die Menschen sind glücklicherweise weniger 
bereit, mit den Lärm- und Abgasemissionen der euro-
päischen Transportfahrzeuge zu leben. 
Die Methode der Androhung von Repressalien von 

seiten der Bundesrepublik hat bisher nicht gewirkt. 
Das Ganze jetzt umzubenennen „auf der Basis der 
Gegenseitigkeit" — ein toller Begriff — , hilft Ihnen, 
glaube ich, im Inhalt überhaupt nicht weiter. Sie wa-
ren und sind noch immer mit Drohen beschäftigt, so 
daß Sie noch nicht einmal auf die Idee gekommen 
sind, zu überlegen, was man kurzfristig machen 
kann? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was denn?) 
In der Bundesrepublik fehlt ein Gesamtverkehrskon-
zept. Genauso kann man umsonst lange nach einem 
gemeinsamen verkehrspolitischen Konzept mit Nach-
barn und EG-Partnern suchen. Wenn nichts getan 
wird, muß man sich nicht wundern, daß es zur Eska-
lation kommt. Die Bundesregierung hätte sich schon 
länger konsequenter dafür einsetzen müssen, daß ins-
besondere für den europäischen Transitverkehr ein 
Verkehrskonzept erstellt wird. Die sträfliche Vernach-
lässigung der Entwicklung der europäischen Eisen-
bahn ist eindeutig am Thema alpenquerender Ver-
kehr festzumachen. Der Transitverkehr, insbesondere 
der Schwerlastverkehr, muß auf die Schiene verlagert 
werden. Dafür sind die entsprechenden planerischen 
und investiven Vorkehrungen zu treffen. Jeder Aus-
bau von Transitstraßen muß verhindert werden. Die 
Schaffung von ausreichenden Kapazitäten ist zwin-
gend erforderlich. Ich denke, daß auch Sie das allmäh-
lich wissen und beg riffen haben; aber alleine auf Tun-
nelbauten hinzuweisen reicht wirklich nicht aus. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Minister, Angebote unseres Nachbarn Öster-
reich z. B. zur Verbesserung des kombinierten Ver-
kehrs liegen doch vor. Ich wundere mich eigentlich, 
daß gerade Sie, der Sie aus Bayern kommen, diese 
Angebote nicht konsequenter verfolgen. 

Ich möchte Sie an einen Brief des österreichischen 
Verkehrsministers, heute in der „DVZ" veröffentlicht, 
erinnern, der darum bittet, daß Sie den B rief beant-
worten mögen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und der sich seit zehn Wochen bemüht, telefonischen 
Kontakt mit Ihnen herzustellen, was bisher nicht mög-
lich war. — Die Post ist so fit; sie schafft es, von der 
Bundesrepublik nach Österreich eine Leitung herzu-
stellen. Rufen Sie ihn doch einmal an! Vielleicht läßt 
sich von Minister zu Minister einiges bereinigen. Das 
wäre doch etwas! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Bundesminister Dr. Zimmermann verläßt sei

-

nen Platz auf der Regierungsbank — Schäfer 
[Offenburg] [SPD]: Jetzt geht er weg! Jetzt 
geht er ans Telefon! Er telefoniert! — Heiter

-

keit) 

Es ist notwendig, in allen drei Ländern umfassende 
verkehrspolitische Maßnahmen zur Förderung des 
kombinierten Verkehrs zu treffen. Im Vor- und Nach-
lauf sind die Österreicher in ihrer Planung viel weiter 
als wir. Auf österreichischem Gebiet wird eine Verla-
destelle am Brenner errichtet; auf deutschem Gebiet 
tut sich kaum etwas. So etwas muß meines Erachtens 
auch nicht grenznah, sondern es kann auch grenzfern 
geschehen; denn wir wollen schon innerhalb unseres 
Landes die Güter nicht mehr auf der Straße, sondern 
vorrangig auf der Schiene transportieren. Ich meine, 
hier kann man Bedürfnissen der Bürger und Bedürf-
nissen der Wirtschaft nachkommen. 

Falls Sie uns das alles nicht abnehmen und uns das 
alles nicht glauben, möchte ich — ein bißchen auch zu 
meiner Überraschung — die Einsicht des Bundesver-
bandes des Deutschen Güterfernverkehrs hier vortra-
gen: In einer großen Anzeige heute in der „FAZ" bit-
tet dieser Verband, daß die Bahn doch dem Güter-
fernverkehr helfen möge. Helfen Sie doch bitte schön 
der Bahn, dieses möglich zu machen! — Eine ganzsei-
tige Anzeige! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Minister, wenn Sie uns das nicht abnehmen, 
dann gehen Sie doch bitte einmal auf den Verband 
ein; er bittet die Bundesbahn und damit uns um 
Hilfe. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Oswald. 

Oswald (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Rede unseres Bundesministers 
Dr. Fritz Zimmermann hat klar und eindeutig ge-
zeigt, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
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—hören Sie erst einmal zu! — , daß die Bundesregie-
rung alle Maßnahmen angepackt hat, die zu einer 
Verbesserung der Situation führen können. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Klar und ein- 
deutig hat sie gar nichts gezeigt!) 

Dies wird von unserer Fraktion anerkannt, und wir 
haben dafür ausdrücklich zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Offen-
burg] [SPD]: Einmal das Telefon in die Hand 

nehmen!) 

Die Bundesregierung Frau Kollegin, hat alle Ge-
sprächsmöglichkeiten ergriffen, um dieses einseitige 
österreichische Vorgehen abzuwehren. Ich darf Ih-
nen ganz persönlich den Rat geben: Sie sollten nicht 
alles glauben, was Ihnen Genossen erzählen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der politische Beschluß des Tiroler Landtags und 
die Ankündigung des österreichischen Verkehrsmini-
sters, ein st riktes Nachtfahrverbot für Lkw über 7,5 t 
auf Transitstrecken einzuführen, erfolgten ohne jeg-
liche Abstimmung, obwohl fast gleichzeitig — dies ist 
entscheidend — bilaterale und multilaterale Fachge-
spräche liefen. Dieses einseitige Vorgehen erschwert 
Kompromißmöglichkeiten. 

Herr Kollege Schäfer, unser Ziel für den Alpentran-
sit ist es — dafür macht sich gerade der Kollege Gröbl 
sehr stark — : Wir müssen umweltfreundliche und zu-
gleich wirtschaftlich vertretbare Lösungen finden. 

Das Problem der Umweltbelastung ist grenzüber-
schreitend und muß deshalb gemeinsam gelöst wer-
den. Während auf dem Brenner täglich durchschnitt-
lich 4 000 Lkw fahren, haben wir am Karlsruher Kreuz 
durchschnittlich 14 000 und bei Heilbronn täglich 
12 800 Lkw. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ja, es ist über-
all zuviel!) 

Der durchschnittliche Tagesverkehr nördlich und 
südlich von München beträgt mehr als das Fünffache 
des Durchschnittswertes auf der Brenner-Autobahn. 

(Zuruf von der SPD: Aber dort glühen die 
Alpen nicht! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Sehen Sie, bei diesen Wahrheiten werden Sie di-
rekt unruhig! 

Es ist besonders wichtig, daß bei all den Verhand-
lungen, die wir oder die EG führen, nicht nur Oster-
reich, sondern auch die Schweiz angegangen wird. 
Ein Tolerieren der Schweizer Beschränkungen — 
Nachtfahrverbot, 28-t-Begrenzung — würde nach 
meiner Auffassung Reaktionen allein gegen Öster-
reich unglaubwürdig machen. 

Ferner sollte das im April dieses Jahres in Udine von 
den Verkehrsministern Österreichs und Italiens mit 
der Bundesrepublik und der Schweiz beschlossene 
Vorgehen zur mittel- und langfristigen Verbesserung 
der Schienenverbindungen in jedem Fall zügig fort-
gesetzt werden, damit nicht weitere Engpässe auftre-
ten. 

Auch die Brenner-Konferenz muß erwähnt werden. 
Dort wurden eine Reihe von realistischen Vorschlägen  

zur kurzfristigen Steigerung des Angebots der Bah-
nen und zur Verbesserung der Attraktivität des Schie-
nenverkehrs unterbreitet. 31 zusätzliche Züge ab 
1. Dezember! 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Allein dadurch 
daß mehr Züge fahren, wird nichts verlagert! 
Da muß man die Verkehrspolitik ändern!) 

—Sie sind nach dem, was Sie hier gesagt haben, doch 
ein Verkehrsverhinderer und kein Verkehrspoliti-
ker! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wenn man die Brenner-Route München—Verona 

auf der Schiene verbessern will, müssen alle beteilig-
ten Länder ihre Hausaufgaben machen. Wir jedenfalls 
— die Bundesbahn und die Bundesregierung — ha-
ben die vorbereitenden Maßnahmen getroffen 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Schmarren!) 
und diese Hausaufgaben gemacht. Ein genauer Zeit-
plan liegt vor. Das vom Bund vorgelegte Maßnahmen-
paket, von dem wir gehört haben, zur Verlagerung 
von der Straße auf die Schiene verdient Anerken-
nung. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wo ist denn das 
Konzept?) 

Mittelfristig ist die Ausweitung der Tunnelprofile 
anzustreben, um zwischen München und Verona min-
destens 40 Züge mehr als gegenwärtig einsetzen und 
im Huckepackverkehr mit einer Eckhöhe von 4 m — 
Sie wissen das genau, Kollege Weiss — befördern zu 
können. Die Probleme liegen hier auf der italieni-
schen Seite. Auf der Schweizer Seite ist zusätzlich 
eine Kapazität von 58 Zügen für den kombinierten 
Verkehr zwischen Italien und Deutschland bis 1992 
auszuschöpfen. 
Wir müssen uns aber darüber im klaren sein, daß 

mit diesen beachtlichen Anstrengungen das gesamte 
Transportvolumen, das heute auf die Nachtzeit ent-
fällt, nicht aufgefangen werden kann. Solange jedoch 
ein hinreichendes Alternativangebot nicht zur Verfü-
gung steht, ist ein striktes Nachtfahrverbot ohne an-
gemessene Umstellungszeiten eben nicht akzeptabel. 
Das ist das Entscheidende. 
Wechselseitige Behinderungen und Gegenbehin-

derungen sind ganz sicher nicht der Weisheit letzter 
Schluß. Grenzüberschreitende Verkehrsprobleme 
müssen in Besonnenheit und konstruktiver Rücksicht-
nahme gelöst werden. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Sie müssen ge

-

löst und dürfen nicht vertagt werden!)  

Einseitige Maßnahmen von Österreich und zuvor von 
der Schweiz passen nicht in eine Zeit der Freizügig-
keit und Liberalität in Europa. Die Probleme des al-
penquerenden Verkehrs lassen sich nur partner-
schaftlich lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Weiss. 

Weiss (München) (GRÜNE):: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wenn wir die Situation 
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1 jetzt richtig einschätzen, dann muß man doch eines 
einmal ganz klar sagen: Wenn es Kapazitätsengpässe 
auf der Schiene gibt, dann liegen sie zum großen Teil 
im Vorlauf und im Nachlauf. Wenn sich der Bundes-
verkehrsminister rühmt, etwas getan zu haben, dann 
hat auf der anderen Seite diese Bundesregierung die 
Voraussetzungen, um mehr auf die Schiene verlagern 
zu können, vertagt, indem sie die Probleme der Bun-
desbahn nicht mehr in dieser Wahlperiode angeht, 
sondern mit einer Kommission in die nächste Wahlpe-
riode verschleppt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Bitte stellen Sie sich doch einmal vor: Was wäre 
denn, wenn es tatsächlich gelänge, Verkehr in größe-
rem Umfang auf die Schiene zu verlagern? Wir hätten 
wahrscheinlich nicht die Lokführer. Wir hätten wahr-
scheinlich nicht die Züge. Wir hätten nicht die Loks. 
Wir hätten keine Waggons. Schauen Sie sich nur den 
Schadensstand der Güterwaggons bei der Deutschen 
Bundesbahn an! Dann erkennen Sie einfach, daß es 
von den Voraussetzungen her, die die Bundesregie-
rung geschaffen hat, heute gar nicht möglich wäre. 

Deshalb ist es vielleicht eine sehr heilsame und 
nützliche Entwicklung, wenn auf Grund der österrei-
chischen Maßnahmen die Bundesregierung nunmehr 
vielleicht dazu bewogen wird, endlich etwas zu tun, 
um die Bahn in die Lage zu versetzen, tatsächlich ein 
echter Konkurrent des Straßenverkehrs zu werden. 
Dazu gehören natürlich auch eine entsprechende 
Ausstattung und Sanierung des Unternehmens Deut-
sche Bundesbahn. Die Österreicher investieren unter 
anderem mit der Umfahrung Innsbrucks in ihr Bahn

-

netz, um so mehr Güterverkehr auf der Schiene mög-
lich zu machen. Wenn sie nun beim Blick über die 
Grenze zu uns sehen, daß die Bahn hier bei uns Auf-
träge ablehnen muß, weil sie nicht mehr die Züge und 
das Personal hat, dann entsteht da eine gewisse Ver-
bitterung — ich kann sie voll verstehen — , und daraus 
entsteht das Nachtfahrverbot. Das ist eine Reaktion 
darauf, daß auf österreichischer Seite tatsächlich ei-
nige Anstrengungen unternommen worden sind; auf 
bundesdeutscher Seite aber ist verweigert worden, 
entsprechende Investitionen in die Bahn zu tätigen, 
um endlich eine von allen Seiten immer wieder verbal 
geforderte, aber nie realisierte Verlagerung auf die 
Schiene durchzusetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kohn. 

Kohn (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Die Probleme im alpen-
querenden Verkehr sind doch in Wahrheit nur eines: 
sie sind ein Signal für die Notwendigkeit einer ver-
kehrspolitischen Wende in Europa. Das bedeutet: sie 
sind eine Herausforderung für uns alle, den Schienen-
verkehr in diesem zusammenwachsenden Europa zu 
stärken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das heißt erstens Investitionen für die Bahnen, das 
heißt zweitens Kooperation der Bahnen in Europa, 
und das heißt drittens gemeinsame Marketingaktivi

-

täten, um die Kapazitäten, die die Bahnen in Europa 
haben, auch zu nutzen. 

Ich will hier zwei Dinge als Europäer sagen. Ich übe 
erstens Kritik an der Europäischen Gemeinschaft, weil 
es nach meinem Verständnis nicht die Rolle einer zu-
sammenwachsenden Gemeinschaft von freiheitlichen 
Demokratien ist, mit dem Instrumentarium von Droh-
politik auf andere Interessen zu reagieren. 

(Zuruf von der SPD: Aber Herr Kollege, ohne 
Druck tun die doch nichts!) 

Ich kritisiere zweitens an der Europäischen Gemein-
schaft, daß sie in der Vergangenheit die Chance ver-
paßt hat, ein Konzept für das Zusammenspiel der Ver-
kehrsträger zu entwickeln, um die spezifischen Stär-
ken, die diese Verkehrsträger haben, im Interesse der 
gemeinsamen europäischen Entwicklung zu optimie-
ren. 

Seither ist zu stark auf die Entwicklung des Straßen-
güterverkehrs gesetzt worden. Ich sage das nicht in 
anklagender und selbstgerechter Pose gegenüber 
denjenigen, die früher Entscheidungen getroffen ha-
ben. Wir müssen aber sehen, daß die heutigen Pro-
bleme durch Fehlentscheidungen der Vergangenheit 
entstanden sind. 

Ich habe eine Menge Verständnis dafür, daß Bürger 
in Österreich und in der Schweiz sagen, die Dinge 
müßten sich ändern. Als Realist füge ich aber hinzu: 
Wir werden in den nächsten Jahren eine erhebliche 
Wachstumsdynamik vor allem im Bereich des grenz-
überschreitenden Güterverkehrs durch den Europäi-
schen Binnenmarkt haben. Darauf müssen wir uns 
einstellen. Wir müssen darüber hinaus als Realisten 
zur Kenntnis nehmen, daß wir schon sehr dankbar 
und erfreut sein müssen, wenn es uns gelingt, wenig-
stens einen Teil des Verkehrszuwachses auf Grund 
dieser Dynamik auf die Schiene zu verlagern. Das ist 
die eigentliche Hausaufgabe, der wir uns zu stellen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus Gründen des Menschenschutzes und aus Grün-
den des Umweltschutzes erhebe ich also folgende For-
derungen: 

Erstens. Priorität für Investitionen in alpenquerende 
Schienenstrecken. 

Zweitens. Priorität für Investitionen in den kombi-
nierten Ladungsverkehr, aber Terminals nicht erst an 
der Grenze, sondern möglichst am Versandort. 

Drittens. Die Europäische Gemeinschaft muß ein 
integriertes europäisches Verkehrskonzept entwik-
keln. 

Viertens. Wir müssen für die Lösung der akuten und 
aktuellen Probleme nachbarschaftliche kooperative 
Übergangslösungen entwickeln. Die Dramatik der 
Probleme, um die es geht, legt es uns nahe, diese 
Situation nicht für präkoitale Balzrituale zu mißbrau-
chen, sondern sie als Chance für eine verkehrspoliti-
sche Wende in Europa nach der Maxime „Die Bahnen 
in Europa haben Zukunft" zu erkennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/SU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und der GRÜ

-

NEN) 



12788 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 170. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. Oktober 1989 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Ganseforth. 

Frau Ganseforth (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Minister! Der Beitrag 
von Herrn Kohn soeben hat sich wohltuend von den 
rechthaberischen Vorstellungen abgehoben, die hier 
vorher von der rechten Seite geäußert worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Er machte nämlich die Eckpunkte der Verkehrspolitik 
deutlich, allerdings 20 Jahre zu spät oder 10 Jahre zu 
spät. 

(Beifall bei der SPD — Fischer [Hamburg] 
[CDU/CSU]: „20 Jahre" war gut, sehr gut! 
Aber „10 Jahre" reichen auch noch! — Hins-
ken [CDU/CSU]: Wer war denn vor 10 Jah-
ren dran?! — Lachen und weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ja, natürlich. Aber Sie machen sich das jetzt auch 
wieder etwas einfach. Es genügt nicht, immer nur 
Schuldige zu suchen. Wir stehen jetzt in einer Situa-
tion, die die Bevölkerung sehr belastet: Wir wissen 
inzwischen alle, daß Lärm krank macht und daß Lärm 
von Lastwagen, ganz besonders nachts, für die Men-
schen sehr belastend ist. Die Zuweisung von Ver-
säumnissen an die EG finde ich unheimlich p rimitiv, 
denn auch wir haben in der EG enorm viel zu sa-
gen. 

Die Österreicher, die unter diesem Verkehrslärm 
und den Belastungen jahrelang gelitten haben, haben 
diesen Zustand beendet und ein Nachtfahrverbot für 
Lkws erreicht. Ich schließe mich dem Fraktionsvorsit-
zenden der SPD an: Das ist gut, richtig und notwen-
dig. 

(Beifall bei der SPD — Gries [FDP]: Schwa-
cher Beifall!) 

Ich denke, daß viele Bürgerinnen und Bürger die 
Österreicher um diese Maßnahme beneiden, auch 
diejenigen, Herr Oswald, die — Sie haben sie soeben 
angesprochen — in der Bundesrepublik unter diesem 
Lärm leiden. Ich habe z. B. vor knapp zwei Wochen an 
einem Ortstermin in meinem Wahlkreis an der Bun-
desautobahn 2 Dortmund—Berlin teilgenommen. Da 
haben die Bürgerinnen und Bürger mich um Hilfe 
gebeten, weil der Lärm so unerträglich laut geworden 
ist, besonders durch die Lkws. Sie haben mir sehr 
deutlich geschildert, wie man — nach dem Fahrverbot 
für Lkws an Wochenenden — abends merkt, daß der 
Lärm dadurch deutlich zunimmt, daß die Lkws wieder 
fahren. Ich habe mir das angehört und kann Ihnen nur 
sagen: es ist wirklich schlimm. 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: Wie sollen die Ber-
liner denn was bekommen, wenn das verbo-

ten wird?) 

Selbst bei geschlossenem Fenster — geschweige 
denn bei offenem Fenster oder im Garten — ist dieser 
laute, diffuse Lärm, dem man nicht entfliehen kann, 
unerträglich. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die Wirtschaft ist uner-
träglich, ja?!) 

Die Bürgerinnen und Bürger haben mich um Hilfe 
gebeten. Sie möchten, daß der Lastwagenverkehr re-
duziert 

(Hinsken [CDU/CSU]: Auto abschaffen, 
nicht?!) 

und daß langfristig versucht wird, ihn von der Straße 
auf die Schiene zu verlagern. 

Aber in der Bundesrepublik geschieht das Gegen-
teil. Erstens tun wir nichts und zweitens versuchen wir 
noch, Österreich von seiner menschenfreundlichen 
Politik abzubringen. Herr Minister Zimmermann, Sie 
haben vorhin gesagt, daß das österreichische Vorge-
hen „Maßnahmen auf Gegenseitigkeit" hervorrufen 
wird. Wenn „Gegenseitigkeit" bedeutet, daß auch un-
sere Bürgerinnen und Bürger nachts vom Lastwagen-
verkehr verschont werden, dann kann ich Ihnen nur 
zustimmen und das begrüßen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir haben im Juni dieses Jahres eine Anhörung in 
der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" durchgeführt. Die Anhörung hatte 
das Thema: „Klimarelevanz des Verkehrssektors". 
Es ging dabei um Emissionen und Energieeinsatz. Da 
haben wir von den Experten gehört, daß das Trans-
portvolumen auf der Straße in den nächsten Jahren 
noch um 40 % zunehmen wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Ein Grund dafür ist, daß der Gütertransport auf der 
Straße bei uns hoch subventioniert ist zum einen aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht; zum anderen gilt das 
ganz besonders, wenn man die externen Folgekosten 
wie Waldsterben, Treibhauseffekt und Gesundheits-
schäden durch Lärmbelastungen noch mit einbe-
zieht. 

Weiter haben wir gehört, daß der Lkw gegenüber 
dem Transport auf der Schiene gewaltige Vorteile 
dadurch hat, daß die Geschwindigkeitsbegrenzungen 
nicht eingehalten und die Sozialvorschriften nicht be-
achtet werden. Wenn man an die Lkw-Fahrer denkt, 
sollte man an diesem Punkt ansetzen. Die Bußgelder, 
die es bei Übertretungen gibt, sind einfach albern. 

Ich möchte ein Zitat aus dieser Anhörung bringen. 
Da hat einer der Experten gesagt, daß — „Milch in 
Bayern produziert, nach Italien transportiert, in Mai-
land zu Joghurt verarbeitet wird und der Joghurt dann 
wieder über die Alpen zurück nach Bayern gebracht" 
wird. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist völliger Blödsinn! 
— Hinsken [CDU/CSU]: Wie heißt denn die 

Firma?) 

Das ist von Experten gesagt worden. Und da hilft 
keine Sonderregelung für verderbliche Güter, son-
dern wir müssen uns fragen, ob es überhaupt sinnvoll 
ist, diesen Verkehr weiter in dem Maße zu subventio-
nieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Österreicher haben die Notbremse gezogen. 
Viele unserer Bürgerinnen und Bürger beneiden sie 
darum. 
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Frau Gansef orth 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Fischer. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist deut-
lich geworden, daß Österreich ohne jede Abstim-
mung mit den Nachbarstaaten und der EG mitten in 
einer Verhandlungsrunde einseitig derartige Blocka-
demaßnahmen verkündet hat, 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Keine Blocka-
demaßnahmen, sondern Schutzmaßnah-

men!)  

obwohl sich Deutschland und Italien bereit erklärt 
haben, in einem verbindlichen Zeitplan über Maß-
nahmen wie z. B. den Ausbau der Schienenstrecke zu 
verhandeln, dies zu vereinbaren und damit den Stra-
ßentransit zu entlasten. 

Die Österreicher nehmen in Kauf, daß in Europa 
eine schwere Beeinträchtigung des Handels stattfin-
det. Dies ist, für sich genommen, als Tatbestand völlig 
unmöglich. Es ist nicht gutnachbarschaftliches Ver-
halten. Es ist kein Verhalten, das die Österreicher 
dann praktizieren dürfen, wenn sie gleichzeitig ver-
langen und wünschen, Mitglied in der Europäischen 
Gemeinschaft zu werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dort gelten andere Maßstäbe des Verhandelns. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Geld, Geld, 
Geld!)  

Dieses Verhalten muß verurteilt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der EG-Ministerrat hat auf Vorschlag von Bundes-
minister Zimmermann einstimmig eine Verhand-
lungslinie festgelegt. Die Einzelheiten sind genannt 
worden. Wenn man mit einer solchen Verhandlungs-
linie antritt und wenn dann die Österreicher sagen 
„Wir haben über nichts zu verhandeln, wir sind über-
haupt nicht zu Gesprächen bereit", ist auch dies ein 
Tatbestand und ein Verhalten, das zu verurteilen ist, 
das nicht gutnachbarschaftlich ist, das im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft nicht akzeptiert werden 
kann. 

Alle Gespräche sind erfolglos geblieben. Wir fügen 
ausdrücklich hinzu, daß wir natürlich auch nicht mit 
der Art und Weise einverstanden sind, wie der EG-
Kommissar van Miert mit diesem Verhandlungsman-
dat umgegangen ist. Wir hätten uns hier mehr Nach-
druck und mehr Rückhalt durch die Europäische Ge-
meinschaft bei der Beseitigung dieser Problematik 
gewünscht. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das hätte auch 
nichts genützt! Die Tiroler hätten nicht nach-

gegeben, und zwar mit Recht!) 

Ich glaube, daß wir als Bundesrepublik Deutschland, 
als neben Italien hauptbetroffenes Land, uns insoweit 
nicht mit der Art und Weise einverstanden erklären 
können, wie dieses Mandat — das ja vor wenigen 

Tagen erneuert und bekräftigt worden ist — wahrge-
nommen worden ist. 

Die Österreicher sind in ihrem Verhalten überdies 
völlig widersprüchlich. Einerseits erklären sie es seit 
1987 zu ihrem Ziel, daß sie eine möglichst umfassende 
Teilnahme am Binnenmarkt der EG wollen und daß 
sie einen von Abgaben und Beschränkungen befrei-
ten Personen-, Waren- und Dienstleistungsverkehr 
wollen. Andererseits erlegt die österreichische Regie-
rung dem internationalen Lkw-Verkehr massive Be-
schränkungen auf, ohne sich um eine Abstimmung 
innerhalb der EG auch nur zu bemühen. Herr Strei-
cher, der SPÖ-Verkehrsminister, erklärt, das Nacht-
fahrverbot sei überhaupt nicht verhandelbar, und 
dies alles zu einem Zeitpunkt, zu dem Gespräche lau-
fen, zu einem Zeitpunkt, zu dem die Österreicher offi-
ziell den Antrag einreichen, Mitglied der EG zu wer-
den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ver-
steht sich von selbst, daß diese Widersprüche auch in 
Österreich diskutiert werden. Die österreichischen 
Handelskammern beklagen sich bitter darüber, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und die ÖVP?) 

daß der Straßengüterverkehr zunehmend in eine Buh-
mann-Rolle gedrängt wird. Frau Ganseforth, auch Sie 
haben das hier eben weidlich praktiziert. Hören Sie 
sich bitte einmal die Reden Ihrer Kollegen aus dem 
Verkehrsbereich an, wenn diese vor Verkehrsverbän-
den sprechen, und vergleichen Sie das mit dem, was 
Sie eben geboten haben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und wo ist der 
Unterschied?) 

Dies war eine Rede nach dem Motto „Verkehr — 
igittigitt" , und das kann keine vernünftige Position in 
einer arbeitsteiligen Gesellschaft sein, die auf Waren-
verkehr, auf Kommunikation und andere Dinge ange-
wiesen ist. Diese Rede war nach meiner Auffassung 
verkehrspolitisch völlig daneben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Konsequenzen: Wir 
wollen keinen Verkehrskrieg, aber auch keine einsei-
tigen Diktate. Will Österreich vollwertiges Mitglied 
der EG werden, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ja, drohen!) 

so muß es sich auch an die dort geltenden Regeln hal-
ten. Auch die österreichische Regierung sollte erken-
nen, daß die Zeit nationaler Alleingänge nicht nur im 
Verkehrsbereich vorbei ist. 

An die Adresse der Sozialdemokraten muß noch 
einmal in aller Deutlichkeit gesagt werden, daß mit 
flotten, opportunistischen, oftmals widersprüchlichen 
Aussagen, insbesondere mit flotten Sprüchen für 
österreichische Sozialisten, vielleicht kurzfristige pu-
blizistische Erfolge erzielt werden können, daß aber 
die Umwelt dadurch in Wahrheit um kein Schmutz-
partikel sauberer gemacht wird. Dafür muß man wirk-
lich ein bißchen mehr draufhaben als Sie, Herr Kol- 
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Fischer (Hamburg) 

lege Weiss, der hier einfach sagt: Es muß alles gesche-
hen. Das heißt soviel wie: alles oder nichts. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das Nachtfahr- 
verbot ist ein Stück, aber Sie wollen nicht 

einmal das!) 
Wir werden auch ermitteln müssen — wir werden 

die Bundesregierung bitten, uns das noch einmal dar-
zustellen — , wo in den letzten Jahren durch Bürger-
initiativen mit Ihrer tatkräftigen Unterstützung Schie-
neninvestitionen blockiert und langfristig verzögert 
worden sind. Das wird eine eindrucksvolle Liste sein. 
Wir, Herr Kollege Weiss, werden uns bemühen, diese 
Liste alsbald zu erhalten. 
Die durchsichtigen Anbiederungsversuche des Kol-

legen Vogel in Österreich verdeutlichen erneut, daß 
die SPD, anstatt die Bundesregierung auf europäi-
scher Ebene zu unterstützen, ihr vielmehr in den Rük-
ken fällt und damit eine Einigung und Erfolge für 
unser Gewerbe vereitelt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ihre Redezeit ist been-
det, Herr Abgeordneter Fischer. 

Fischer (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Schäfer — ich 
knüpfe an das erste Wort der Debatte an — , dieses 
nenne ich unverfroren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Antretter. 

Antretter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich wende mich an die 
Kollegen von der Unionsfraktion und der Fraktion der 
FDP, die heute hier gesprochen haben; allerdings muß 
ich die bedenkenswerten Äußerungen des Kollegen 
Kohn hier ausnehmen. Aber alles andere, was Sie hier 
gesagt haben, meine verehrten Kollegen, paßt nicht 
mehr in diese Landschaft. 

(Beifall bei der SPD) 
Was Sie hier zum Besten gegeben haben, sind besten-
falls Reden von gestern. Vielleicht liegt es daran, daß, 
wenn ich es richtig sehe, keiner der Umweltpolitiker 
der Unionsfraktion unter uns ist. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Der 
Parlamentarische Staatssekretär ist da!) 

— Aber kein Sprecher der Fraktion in Umweltfra-
gen. 
Jedenfalls ist gegen Ende dieser wichtigen Debatte 

festzuhalten, daß die Koalitionsfraktionen letztlich die 
Tatsache ignorieren, daß sich der alpenquerende Gü-
terverkehr zwischen Nord- und Südeuropa in den 
letzten zwei Jahren explosionsartig erhöht hat. Dies 
nehmen Sie überhaupt nicht zur Kenntnis. Und Sie 
verstehen das Signal nicht, das die österreichische 
Maßnahme und das, was die Schweizer schon länger 
getan haben, für uns bedeuten müßte. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie vernachlässigen die Tatsache, daß die beschlos-
sene Liberalisierung des Verkehrsmarktes zu weite-
ren Belastungen des Straßennetzes führen wird. Und 
es läßt Sie gleichgültig, daß die hauptbetroffenen Län-

der Österreich und Schweiz nicht nur immer weniger 
bereit sind, sondern daß wir ihnen schlicht nicht mehr 
zumuten dürfen, diesen Verkehr auf den Straßen ab-
zuwickeln. Wie sonst wäre es eigentlich zu erklären, 
daß im Nachrichtenspiegel des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung vom 1. September 
dieses Jahres die „dpa"-Meldung zitiert wurde, daß 
die EG zu Gegenmaßnahmen entschlossen sei, falls 
Österreich an dem geplanten Nachtfahrverbot für 
den Transitgüterverkehr festhalte. Dies — so heißt es 
in dem besagten Pressespiegel — hätten Bundesmini-
ster Zimmermann und der französische Verkehrsmini-
ster Delebarre bei einem Gespräch bekräftigt. Man 
beruft sich dabei auf Äußerungen des Bundesver-
kehrsministeriums. 

Diese, meine Kolleginnen und Kollegen, letztlich 
europafeindliche, weil Europaverdrossenheit produ-
zierende Haltung können Sie auch dadurch nicht ka-
schieren, daß Sie etwa durch Ihren Parlamentarischen 
Staatssekretär Schulte auf konkrete Anfragen meines 
Kollegen Brück an die Bundesregierung dazu haben 
sagen lassen, der Bundesregierung lägen keine Vor-
schläge über Gegenmaßnahmen der EG gegen Öster-
reich für den Fall vor, daß Österreich an dem geplan-
ten Nachtfahrverbot festhalte. Welche ist nun eigent-
lich die Falschmeldung: die Information Ihres Hauses 
an „dpa" oder die Beantwortung der Anfrage des 
Abgeordneten Brück durch den Parlamentarischen 
Staatssekretär? 

Unsere Haltung ist klar und eindeutig. Sie ist bere-
chenbar. Sie finden uns an Ihrer Seite, wenn Sie der 
EG-Kommission sagen, daß es nicht gut ist, wenn sie, 
wie gestern bekannt wurde, die Belastbarkeit der Eu-
ropabegeisterung unserer Mitbürgerinnen und Mit-
bürger dadurch auf die Probe stellt, daß sie beim Euro-
päischen Gerichtshof Klage gegen die Straßenbenut-
zungsgebühr erhebt, die Sie nun, nachdem sie die 
Sozialdemokraten vier Jahre lang gefordert haben, 
endlich eingeleitet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten in Brüssel kundtun, Herr Minister, daß die 
Europabegeisterung sowohl bei den Ländern inner-
halb der Gemeinschaft wie bei denen, die wir gerne 
bei uns hätten, da ihre Grenze findet, wo man glaubt, 
ihnen im Namen Europas Unzumutbares zumuten zu 
dürfen. Wenn Sie nicht wollen, daß die Zustimmung 
der Menschen zu Europa in Verdrossenheit um-
schlägt, dann müssen Sie in Brüssel für eine verant-
wortlichere europäische Verkehrspolitik eintreten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dazu gehört, daß Sie sich für eine radikale Umorien-
tierung der jetzigen Verkehrspolitik stark machen. 
Dazu gehört aber auch, daß Sie keinen Druck auf die 
Alpenländer ausüben. Dazu paßt auch nicht, daß Sie 
es ignorieren, daß die Menschen immer weniger be-
reit sind, mit dem Lärm und den Abgasemissionen der 
europäischen Transportfahrzeuge zu leben. 

Schützen Sie die Bürgerinnen und Bürger vor dem 
Brüsseler Straßenverkehrsfanatismus, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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und lassen Sie die Kommission nicht im unklaren dar-
über, daß wir alle es damit ernst meinen! Fordern Sie 
die EG-Kommission zu einer Kurskorrektur auf, und 
unterstützen Sie sie nicht, indem Sie Druck auf Öster-
reich und die Schweiz ausüben! Sagen Sie der Korn-
mission, sie solle aufhören, den Ruf Europas in Um-
weltfragen zu ruinieren! Lassen Sie sie wissen, daß 
das vernünftige Ziel des EG-Binnenmarkts nicht auf 
dem Weg der verkehrspolitischen Unvernunft zu er-
reichen sein wird! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Börnsen. 

Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wir haben hier nicht die 
österreichischen Interessen zu vertreten, sondern wir 
haben unsere Interessen zu vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Offen-
burg] [SPD]: Das ist altes Denken! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Das verkehrspolitische Diktat der Republik Öster-
reich ist fatal, folgenreich und umweltpolitisch ein 
Flop. Das Nachtfahrverbot ist keine Fahrkarte für eine 
gewünschte Mitgliedschaft in der EG. Es blockt die 
Bereitschaft ab, einen Partner aufzunehmen, der ego-
istisch nationale Eigeninteressen artikuliert, ohne Ge-
meinschaftsinteressen zu berücksichtigen. 

(Brück [SPD]: Was soll denn diese Primitiv-
drohung?) 

Die Verkehrspolitik Österreichs ist nicht mehr kal-
kulierbar. Dabei ist abgestimmte Politik gefragt; Al-
leingänge führen in die Sackgasse. 

Das gilt auch für die Schweiz, die im Schlagschatten 
der Alpenrepublik ihr eigenes Süppchen kocht. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Unglaublich!) 

Ihre einseitig getroffenen Restriktionen haben dazu 
geführt, daß fast 40 % des Transitverkehrs durch 
Österreich Umwegeverkehr sind. 

Niemand verkennt die Umweltbedrohung der Al-
pen. Die Alpen, dieses europäische Dach, bedürfen 
einer dringenden Reparatur. Fast 50 % der Bäume in 
den Bergwäldern kränkeln vor sich hin. Das Waldster-
ben bedroht die Funktion der Alpen als Trinkwasser-
speicher, Entwässerungssystem und als Klimaregula-
tor für große Teile Mitteleuropas. Kaputte Wälder 
schützen nicht vor Lawinen, bremsen weniger Stein-
schläge, halten weniger Hochwasserkatastrophen 
auf. 

Das gute Geschäft mit den 40 Millionen Touristen 
und gut 60 Millionen Ausflüglern im Jahr hat schon 
seine Schattenseiten. Zu lange hat man die Expansion 
des Fremdenverkehrs bet rieben, zu lange der Land-
flucht zugesehen, zu lange auf Skipisten — auf jetzt 
41 000 — gesetzt und es dabei an Demut gegenüber 
der Natur fehlen lassen. 

Unbestritten, auch der Verkehr trägt seinen Teil 
zum Umweltballast bei. Niemand will das bestreiten. 
Die Berge wirken für den Lärm wie Schalltrichter; in  

den Tälern sammeln sich Abgase. Unbest ritten, auch 
an dieser Schraube müssen wir gemeinsam drehen. 
Das Nachtfahrverbot jedoch ist Augenwischerei. 

Kein Lkw wird deshalb weniger fahren. Alles ballt 
sich in den Tagesstunden, die Fahrzeuge, der Lärm, 
die Abgase. Nicht Entzerrung, sondern Konzentration 
von Verkehr fördert man, mehr Unsicherheit, mehr 
Stau und mehr Belastung für die Brummi-Fahrer. 
Die Alpenschutzkonferenz, unter der umsichtigen 

Delegationsleitung von Wolfgang Gröbl, war ein 
wichtiger und sachgerechter erster Schritt zu mehr 
Gemeinsamkeit in der Lageeinschätzung, in der 
Schutzbereitschaft und in der konzeptionellen Einlei-
tung gemeinsamer Maßnahmen. Sie fußt auf dem Um-
weltgewissen der Länder und wurde von der Idee 
eines kooperativen Vorgehens getragen. 
Wer sich — wie die Republik Österreich — dazu 

bekennt, kooperativ vorzugehen, sollte nicht plötzlich 
ausscheren und damit die Möglichkeit zur Mitwir-
kung und Glaubwürdigkeit verlieren. Die Ankündi-
gung des Nachtfahrverbots kann höchstens ein heilsa-
mer Schock sein, mehr nicht. Als Strafe eignet es sich 
wenig, denn die Alpenrepublik sollte nicht außer acht 
lassen, daß österreichische Lkw in der Bundesrepu-
blik Deutschland gegenwärtig das Vierfache an Ver-
kehrsleistungen deutscher Lkw in Österreich erbrin-
gen. Auch wir hätten das Recht, gegenüber den Öster-
reichern weniger Lärm, weniger Luftbelastung einzu-
klagen. 

Die Bundesregierung — das will ich noch einmal 
sagen — leistet schon ihren Beitrag zur Entlastung, 
und zwar mit der Einführung des Katalysators, mit der 
Umrüstung von Altfahrzeugen; immer unter gesamt-
europäischer Perspektive. Das ist ein vernünftiger 
Schritt. 
Ich glaube, es ist vernünftig, daß der Bundesver-

kehrsminister der Automobilindustrie mit klaren und 
deutlichen Worten gesagt hat, wo der Weg langgeht, 
daß er auch schonungslos aufgedeckt hat, zu welchen 
Leistungen die Automobilindustrie fähig ist. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Da kann man 
nur lachen! Bei soviel Schonung!) 

Der von Umweltminister Töpfer eingeleitete ökolo-
gische Alpenplan ist in zwei Jahren realisierbar, wenn 
man jetzt keine neuen Barrieren schafft, wenn es zu 
keiner Beeinträchtigung des Warenaustausches 
kommt. 
Man muß erkennen: Nachtfahrverbote sind eine 

Vorstufe des Protektionismus. Daran kann kein Al-
penland, daran kann kein europäisches Land Inter-
esse haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Herr Zeitlmann. 

Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
reden heute zunächst einmal nur über das Nachtfahr-
verbot und die Meinung der Bundesregierung dazu. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Das sagen Sie 
mal dem Börnsen!) 
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Zeitlmann 

Ich habe den Wahlkreis Rosenheim, der ganz speziell 
betroffen ist, weil die Inntal-Autobahn durch diesen 
Landkreis führt. Wenn ich die Bürger in meinem 
Wahlkreis frage „Was versprecht ihr euch vom Nacht-
fahrverbot?"; dann sagen sie mir — und das ist ganz 
logisch — : Wo bleiben in der Nacht die Lkw über 7,5 t, 
die in Österreich nicht fahren dürfen? — Sie stehen im 
bayerischen Inntal. Wenn ich die Zahlen des zustän-
digen Zollamts zugrunde lege, dann ist — unter-
schiedlich je nach Wochentag — mit Schlangen bis zu 
20 km Länge zu rechnen. Diese Lkw müssen teilweise 
ihre Motoren laufenlassen, insbesondere im Winter 
zur Beheizung. 

Diese Probleme hatten wir bereits anläßlich einer 
Blockade im Inntal. Dabei haben wir die ganzen 
rechtlichen Probleme, die damit zusammenhängen, 
kennengelernt. 

Meine Damen und Herren, ich kann überhaupt 
nicht verstehen, wie Herr Kollege Vogel so etwas für 
richtig halten kann; dies hat er ja in Österreich so 
geäußert. Das Pikanteste an der Meldung in der „Süd-
deutschen Zeitung" ist, daß er den Österreichern dar-
über hinaus geraten hat, den deutschen Forderungen 
keinen Millimeter nachzugeben. Das ist im Grunde 
ein unglaublicher Vorgang für die Bürger im bayeri-
schen Inntal, die von diesem Nachtfahrverbot ganz 
erheblich betroffen sind, 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: Nicht nur im Inn
-tal!) 

und für mich ist es schon sehr pikant, zu sehen, daß 
man eine solche Maßnahme für richtig hält. 

Ich muß den Spieß einmal umdrehen: Da es in der 
Bundesrepublik Strecken gibt, die verkehrsmäßig we-
sentlich intensiver belastet sind als das Inntal — ich 
denke z. B. an die Rheinebene — , müßten Sie bei-
spielsweise über den Bundesrat längst Initiativen er-
griffen haben, um das Nachtfahrverbot durchzuset-
zen. Das gilt beispielsweise für Nordrhein-Westfalen 
im Zusammenhang mit der Rheinebene. 

Es ist doch ein Irrsinn, zu glauben, Verkehrsströme 
könnten dämonisiert werden. Die Verkehrsströme 
sind eine wesentliche Ader innerhalb unserer Volks-
wirtschaft, die wir nicht quasi an die Wand drücken 
dürfen. 

Natürlich kenne ich die Belastungen. Durch meinen 
Wahlkreis weiß ich, wo die Hauptverkehrsachsen ver-
laufen. Ich lebe selbst an einer Autobahn, die eine 
doppelt so große Verkehrsdichte aufweist wie die Inn-
tal-Autobahn. Ich registriere jeden Tag die Belastung, 
die Lärmimmission, die von dieser Autobahn ausgeht. 
Ein Nachtfahrverbot kann aber keine Lösung sein, da 
sich dadurch der Verkehr tagsüber entsprechend 
komprimiert und am Tage mit der dann vorhandenen 
UV-Strahlung höhere Abgaswerte entstehen. 

Meine Damen und Herren, wir haben gehört, wel-
che Maßnahmen der Abwendung möglich sind. Wir 
haben gehört, daß ab 1. Dezember 31 Züge eingesetzt 
werden können, daß die Hälfte im kombinierten Ver-
kehr möglich ist. 

Ich bin der Meinung, wenn Sie alle von der Oppo-
sition dieses Nachtfahrverbot so akzeptieren, dann 
müßten Sie von der Logik her zum Schutz unserer 
Bürger in der Konsequenz auch sagen: Dann möge 
der Bundesverkehrsminister dem deutschen Bürger 
ab 1. Dezember 1989 zumindest die 200 000 österrei-
chischen Lkw ersparen! 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ja, wenn, dann 
für alle ein generelles Nachtfahrverbot, auch 
in der Bundesrepublik! Aber keine Diskrimi

- nierung Österreichs!) 

— Die Gegenseitigkeit hielte ich für richtig. 

Ich bin auch der Meinung, daß die Bayerische 
Staatsregierung das Landratsamt Berchtesgaden zu 
Recht angewiesen hat, die Ausnahmegenehmigun-
gen im Lofer-Verkehr zu überprüfen und entspre-
chend anzupassen; 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ganz strei

-

chen!) 

denn nach dem Vertragsinhalt ging es hier ursprüng-
lich um einen innerösterreichischen Verkehr und 
nicht um den gesamten Ost-West-Verkehr in Oster-
reich. 

Ich will die Dinge abkürzen. Nur eines möchte ich 
noch sagen: Die Gegenmaßnahmen, die Deutschland 
treffen kann, müssen meines Erachtens im vollen Um-
fang getroffen werden. Die bilateral vereinbarten Ge-
nehmigungen für österreichische Lkw sind dann auch 
entsprechend auf die Tageszeit zu beschränken. Ich 
meine auch, daß wir dann in Richtung Schweiz kon-
sequent sein müssen, d. h. wir müßten gegenüber den 
Schweizer Fahrzeugen entsprechende Gewichts-
beschränkungen einführen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. Wir sind damit 
am Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages für morgen, Donnerstag, den 26. Oktober 
1989, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.12 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/5429 
Frage 1): 

Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, daß bei den an-
gekündigten Wohnungsbauaktivitäten der ländliche Raum und 
das Zonenrandgebiet angemessen berücksichtigt werden, und 
werden die Förderkonditionen so gestaltet werden, daß auch im 
ländlichen Raum entsprechend investiert werden kann? 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Der Bund stellt den Ländern Finanzhilfen zur direk-
ten Förderung des sozialen Wohnungsbaus bereit; im 
Haushaltsjahr 1990 sind dafür 1,6 Milliarden DM vor-
gesehen. In der darüber mit den Ländern getroffenen 
Verwaltungsvereinbarung ist vorgesehen, daß die 
vier Zonenrandländer, also Schleswig-Holstein, Nie-
dersachsen, Hessen und Bayern, im Hinblick auf die 
besondere Situation im Zonenrandgebiet einen Teil 
der für Baudarlehen vorgesehenen Mittel, nämlich 
5 Millionen DM vorab erhalten. 

Für die regionale Verteilung der Wohnungsbauför-
dermittel - sowohl der Bundesmittel wie der Landes-
mittel - im übrigen sind nach der Verfassungslage 
allein die Länder zuständig. Der Bund hat darauf kei-
nen Einfluß. Daß die Länder bei entsprechendem Be-
darf auch die ländlichen Räume berücksichtigen, 
kann aber unterstellt werden. 

Das Sofortprogramm zur Förderung des Baus zu-
sätzlichen Wohnraums in vorhandenen Gebäuden 
durch zinsvergünstigte Darlehen oder Sonderab-
schreibungen wird keine besonderen Konditionen für 
Ausbaumaßnahmen im ländlichen Raum enthalten. 
Die Bundesregierung geht aber davon aus, daß das 
Potential solcher Ausbaumöglichkeiten - neben dem 
Dachgeschoßausbau in mehr städtischen Gebieten - 
vor allem auch im Ausbau bislang landwirtschaftlich 
genutzter Gebäude liegt und daß diese Mittel und 
Steuererleichterungen besonders auch in ländlichen 
Gebieten in Anspruch genommen werden. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5429 Frage 2): 

Kann die Bundesregierung Ausführungen dahin gehend ma-
chen, welche steuerlichen Verluste durch den Verzicht der in 
den co op Fall involvierten deutschen Banken entstehen? 

Durch den Forderungsverzicht oder bereits früher 
erfolgte Wertberichtigungen im Fall co op wird der 
Gewinn der betroffenen deutschen Banken steuer-
wirksam gemindert. Der Steuerausfall dürfte minde-
stens eine Größenordnung von 50 v. H. der erlassenen 
Forderungen betragen. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Pres-
semeldungen beläuft sich das Verzichtsvolumen aller 
Gläubigerbanken auf maximal 1,7 Milliarden DM. In 
welchem Umfang diese Forderungen von deutschen 
oder ausländischen Banken gehalten werden und in 
welchem Umfang deutsche Banken Verzichte ausge-
sprochen haben, kann die Bundesregierung wegen 
des Steuergeheimnisses nicht offenbaren. Es handelt 
sich dabei um Kenntnisse, die sie im Besteuerungsver-
fahren erlangen würde. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Carstens auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 11/5429 
Frage 3): 

Aus welchen Gründen haben Vertreter der Bundesregierung 
im Aufsichtsrat von HDW und Salzgitter AG den Vorständen 
Entlastung erteilt, obwohl Mitglieder dieser Vorstände im Zu-
sammenhang mit Geschäftsvorgängen dieser Unternehmen vor 
einem Bundestagsausschuß die Aussage mit der Begründung 
verweigert haben, sie könnten sich dadurch der Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung aussetzen? 

Der Bund als Alleinaktionär hat in der Hauptver-
sammlung der Salzgitter AG am 31. Mai 1989 dem 
Vorstand der Salzgitter AG Entlastung für das abge-
laufene Geschäftsjahr erteilt. Dies geschah auf ein-
stimmige Empfehlung des Aufsichtsrates; nach dem 
Bericht des Jahresabschlußprüfers bestand keinerlei 
Anlaß, dem Vorstand die Entlastung zu versagen. 
Ein Vorstandsmitglied der Salzgitter AG hat seiner-

zeit die Aussage verweigert im Hinblick auf die Er-
mittlungen der OFD Kiel, die diese im Zeitpunkt der 
Entlastung bereits eingestellt hatte. Für Aufsichtsrat 
und Alleinaktionär bestand also kein Grund, die Ent-
lastung in Frage zu stellen. 
Dem HDW-Vorstand hat die HDW/Hauptversamm-

lung, in der die Salzgitter AG mit 74,9 und das Land 
Schleswig-Holstein mit 25,1 Prozent vertreten sind, 
am 28. September 1989 Entlastung erteilt. Der HDW-
Aufsichtsrat, dem ein Vertreter des Bundes angehört, 
hat zu der Entlastung keine Beschlüsse gefaßt. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/5429 
Frage 7): 

Welches Ergebnis hatten die Erörterungen des Bundesmini-
sters für Verkehr mit dem tschechoslowakischen Minister für 
Verkehr und Fernmeldewesen, und haben sich neue Perspekti-
ven ergeben, weitere Grenzübergänge, z. B. Waldsassen-
Hundsbach, in absehbarer Zeit zu eröffnen? 

Über das Gesamtergebnis der von Ihnen angespro-
chenen deutsch-tschechoslowakischen Gespräche 
sind Sie inzwischen schriftlich unterrichtet worden. 
Ich konzentriere mich deshalb jetzt auf den zweiten 
Teil Ihrer Frage bezüglich weiterer Grenzübergänge. 
Hierzu machte die tschechoslowakische Seite deut-
lich, daß sie ihre Haltung — insbesondere zur Öffnung 
weiterer Grenzübergänge wie zum Beispiel Waldsas-
sen-Hundsbach — von der Entwicklung des Grenz-
verkehrs abhängig mache. Wie Ihnen bekannt ist, 
drängen wir weiterhin auf die Aufnahme entspre-
chender Verhandlungen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gröbl auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/5429 Frage 8): 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung vor über 
die Einführung einer CO 2-Steuer in Schweden, und bis wann 
wird die Prüfung einer CO 2-Steuer durch die Bundesregierung 
für die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen sein? 

Nach den uns vorliegenden Informationen handelt 
es sich bei der erwogenen schwedischen CO 2-Steuer 
lediglich um den Vorschlag einer Regierungskommis-
sion. Dieser Vorschlag sieht vor, bei Kohle, Gas und Öl 
eine Abgabe von 25 Öre, das sind etwa 0,07 DM, pro 
kg CO2  zu erheben. Auch auf Benzin soll eine CO 2

-Abgabe erhoben werden, die 0,25 SKr per kg CO 2 
 entspricht; pro Liter bedeutet dies etwa 0,41 SKr. Die 

Regierungskommission geht davon aus, daß durch die 
Einführung dieser CO 2-Abgabe in Verbindung mit 
weiteren steuerlichen Maßnahmen und wirtschaftli-
chen Anreizen zur Energieeinsparung, zur Steigerung 
der Energieeffizienz und für den Einsatz regenerati-
ver Energien die CO2-Emissionen von derzeit ca. 
60 Mio. t pro Jahr bis zum Jahr 2000 um ca. 10 % 
gesenkt werden könnten. 

Die Bundesregierung prüft mit Nachdruck die mit 
der Einführung einer CO 2-Abgabe in der Bundesre-
publik Deutschland verbundenen Fragen. Sie wird 
insbesondere auch die Ergebnisse der Enquete-Kom-
mission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" in 
ihre Prüfung mit einbeziehen. Ein Termin für die Vor-
lage eines Gesetzentwurfes ist noch nicht vorgese-
hen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gröbl auf die Frage der Ab-
geordneten Frau Segall (FDP) (Drucksache 11/5429 
Frage 9) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Gefährdungspotential 
des FCKW-Ersatzstoffes Ammoniakanhydrid? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit dem 
genannten Ersatzstoff der in Anhang VI der Gefahr-
stoffverordnung, Lfd. Nr. 64, aufgeführte Stoff „Am-
moniak, wasserfrei" gemeint ist. 

Ammoniak ist bei Zimmertemperatur und Atmo-
sphärendruck gasförmig, kann unter Druck aber 
leicht verflüssigt werden. Seit ca. 120 Jahren wird 
Ammoniak für zahlreiche gewerbliche und industri-
elle Kälteanwendungen eingesetzt. Ammoniak dient 
auch in weitem Umfang als Grundstoff in der chemi-
schen Industrie. 

Ammoniak hat einen stechenden Geruch mit star-
ker Reizwirkung. Diese Reizwirkung von Ammoniak 
kann zu schweren Verätzungen von Augen, Atem-
wegen und Lunge sowie der Haut führen. 

Ammoniakvergiftungen, die beim Einatmen von 
hochkonzentriertem Gas (3,5 g/m 3) plötzlichen Tod 
zur Folge haben können, sind allerdings wegen der 
Warnwirkung des stechenden Geruchs sehr selten. 

Gemische aus Ammoniak und Luft sind in den 
Grenzen von ca. 16 bis 28 Volumen-% Ammoniak 
explosiv. Nach Gefahrstoffverordnung ist „Ammo-
niak, wasserfrei" mit dem Gefahrensymbol T („Gif- 
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tig") sowie den R-Sätzen 10 und 23 ( „Entzündlich", 
„Giftig beim Einatmen") und den S-Sätzen 7/9, 16 
und 38 ( „Behälter dicht geschlossen an einem gut 
gelüfteten Ort aufbewahren", „Von Zündquellen 
fernhalten — Nicht rauchen", „Bei unzureichender 
Belüftung Atemschutzgerät anlegen")- zu kennzeich-
nen. Der MAK-Wert für Ammoniak beträgt 50 ppm 
oder 35 mg/m3 . 

Aufgrund seiner physikalisch-chemischen und toxi-
schen Eigenschaften kann die Verwendung von Am-
moniak als Ersatzstoff für FCKW nur in geschlossenen 
Systemen, wie z. B. Kälteaggregaten, in Frage kom-
men. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Ganseforth (SPD) (Drucksache 
11/5429 Fragen 10 und 11): 

Wie viele Anträge auf Forschungsförderung für den Bereich 
Erneuerbarer Energien wurden in den Jahren 1987/1988/1989 
gestellt? 

Wie viele Anträge wurden jeweils abgelehnt? 

Zu Frage 10: 

Im Bereich der Erneuerbaren Energien sind 

1987: 91 
1988: 119 und 
1989: 641 (Stand 10. 10. 1989) 

Förderanträge eingegangen. 

Von den Anträgen aus 1989 betreffen 540 die vor ei-
nigen Monaten aufgelegte Fördermaßnahme 
„100 MW Wind" ; davon sind bisher 90 Anträge bewil-
ligt worden, die restlichen Anträge sind in Bearbei-
tung. 

Zu Frage 11: 

Von den 91 Anträgen aus 1987 wurden 12 abge-
lehnt und 7 von den Antragstellern zurückgezogen. 

Von den 119 Anträgen aus 1988 wurden 2 abge-
lehnt und 8 zurückgezogen. 

In 1989 wurden bisher weder Anträge abgelehnt 
noch zurückgezogen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl, Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage des 
Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache 11/5429 
Frage 12): 

Welche Bauteile haben beim TV SAT 1 und beim Forschungs-
satelliten Hipparcos versagt und damit zum Ausfall dieser — zu-
sammen milliardenteuren — Systeme geführt, und wer war der 
Hersteller dieser Bauteile? 

a. ESA-Forschungssatellit Hipparcos: Bei dem von 
Ihnen angesprochenen Forschungssatelliten Hippar-
cos der europäischen Weltraumorganisation ESA han-

delt es sich um einen Astrometrie-Satelliten. Nach 
dem erfolgreichen Einschuß des Satelliten zusammen 
mit dem Satellit TV-SAT 2 durch eine ARIANE 4-Trä-
gerrakete erreichte jener Satellit die vorgesehene 
geostationäre Umlaufbahn nicht, weil sein Apo-
gäums-Triebwerk nicht zündete. Mehrere Versuche 
blieben ohne Erfolg. Das Perigäum wurde danach mit 
den bordeigenen Lageregelungs-Kleintriebwerken 
von 210 km (Tansferbahn) auf 520 km angehoben. 
Anfang Oktober hat ESA die wissenschaftliche Mis-
sion des Satelliten aus dieser hochelliptischen Bahn 
begonnen. Das Erreichen der wissenschaftlichen Ziel-
setzung hängt weitgehend von der Lebensdauer des 
Satelliten in seiner jetzigen Bahn ab. Die Lebensdauer 
wird ganz wesentlich von der Schädigung der Solar-
generatoren beim Durchgang durch die Strahlungs-
gürtel der Erde bestimmt (2 x pro Umlauf). Eine Ab-
schätzung über die monatliche Degradation der Solar-
generatoren aufgrund der Strahlenschäden kann mit 
genügender Sicherheit erst im Dezember durchge-
führt werden. Modellrechnungen ergeben eine Le-
bensdauer zwischen 5 Monaten und 2,5 Jahren. 

Die Verantwortung für das Untersystem „Apo-
gäums-Motor" liegt bei der französischen Firma SEP 
und mehreren Zulieferfirmen. ESA hat einen externen 
Gutachterausschuß eingesetzt, der die genaue Fehler-
ursache bzw. das fehlerhafte Bauteil identifizieren 
soll. Diese Expertengruppe wird voraussichtlich im 
November dieses Jahres ihren Bericht vorlegen. 

Wissenschaftliche Satelliten wurden bisher nicht 
versichert. ESA wurde aber jetzt aufgefordert, einen 
Bericht über die Problematik „Versicherung von Wis-
senschafts-Satelliten" sowie die Haftungsfragen im 
konkreten Hipparcos-Fall zu erarbeiten. Die Vertei-
lung dieser ESA-Stellungnahme ist für die erste No-
vemberwoche zugesagt. 

b. Deutscher direktstrahlender Fernsehsatellit TV

-

SAT 1: Es handelt sich um ein gemeinsames deutsch-
französisches Entwicklungsprojekt für eine Serie von 
Fernsehsatelliten, die nach der neuen Norm D2-MAC 
Fernsehprogramme direkt ausstrahlen. Nach der Ent-
wicklungsphase, die im Rahmen des deutsch-franzö-
sischen Abkommens über die technisch-industrielle 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet von Rundfunk-Sa-
telliten aus dem Jahre 1980 durchgeführt wurde, sollte 
der TV-SAT 1 als erster in Betrieb gehen. Sein Bet rieb 
und die Bestellung von „Nachfolgemodellen" sollten 
dann Sache der Bedarfsträger sein. Der deutsche TV-
SAT 2 wurde inzwischen erfolgreich gestartet und in 
Betrieb genommen. Von den Entwicklungskosten des 
ersten Modells flossen mehr als die dem deutschen 
Anteil entsprechenden 50 % an die deutsche Indust rie 
zurück. 

TV-SAT 1 erreichte nach Einzelstart mit ARIANE 2 
im November 1987 die vorgesehene Position im geo-
synchronen Orbit. Es stellte sich heraus, daß der sog. 
„Nord-Solargenerator" nicht entfaltet werden konnte, 
woran auch eine Serie von nachfolgenden Versuchen 
nichts änderte. Infolge dieses Mangels konnte der Sa-
tellit seine bestimmungsgemäße Mission nicht erfül-
len. Eine vom BMFT eingesetzte Untersuchungskom-
mission unabhängiger Experten konnte eine große 
Zahl möglicher Fehlerursachen bis auf 13 verblei-
bende eingrenzen, aber die genaue Fehlerquelle nicht 
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abschließend ermitteln. Verantwortlich für das ge-
samte Solargenerator-System ist die französische 
Firma Aerospatiale im Firmenverbund „Eurosatellite" 
(mit MBB, AEG-ANT, Aerospatiale, Alcatel-Espace 
und ETCA) als Generalauftragnehmer. Da im Rahmen 
des bei Raumfahrtprojekten angewandten Produktsi-
cherungssystems gleiche Verantwortung dem Bau-
teile-Hersteller, Hauptauftragnehmer und Auftragge-
ber zukommt, sind eindeutige Schuldzuweisungen 
und Gewährleistungsansprüche hieraus nicht ableit-
bar. 

TV-SAT 1 war vom BMPT für eine zur Verfügung 
stehende Prämie von 40 Millionen DM versichert wor-
den, und zwar betrug die vereinbarte Deckungs-
summe während des Starts 180 Millionen DM, nach 
Trennung von Satellit und Träger 95 Millionen DM. 
Letztere wurden erstattet. 

Eine rechtliche Bewertung über Gewährleistungs-
und mögliche Regreßansprüche gegen den Satelliten-
hersteller und/oder das Startunternehmen hat erge-
ben, daß die Unternehmen nicht mit Aussicht auf Er-
folg in Anspruch genommen werden können. Dieses 
Ergebnis wurde dem Vorsitzenden des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
des BMF (Vorlage Nr. 76/89) vom 14. 6. 1989 zugelei-
tet. Die Sache wurde in der 54. Sitzung des Ausschus-
ses am 21. 6. 1989 behandelt. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/5429 Frage 13): 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung vor über 
ein umfangreiches Solarzellenprogramm in Österreich, und was 
plant die Bundesregierung zur Unterstützung der Solarenergie 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die österrei-
chische Arbeitsgemeinschaft Alpen-Photovoltaik-Ge-
sellschaft, an der u. a. die oberösterreichischen Kraft-
werke AG beteiligt ist, ein netzgekoppeltes photovol-
taisches Solarkraftwerk mit einer Leistung von 30 KW 
in alpiner Höhenlage am Loser in der Steiermark er-
richtet. 

Des weiteren ist bekannt, daß in Österreich bereits 
kleinere Photovoltaik-Anlagen mit Netzkopplung in 
Betrieb sind und daß die Photovoltaik auch im Klein-
Leistungsbereich eingesetzt wird, beispielsweise für 
die Stromversorgung von Notrufsäulen an den Auto-
bahnen. 

Die Bundesregierung unterstützt in der Photovol-
taik sowohl die Forschung und Entwicklung im 
Grundlagenbereich als auch im Demonstrations- und 
Anwendungsbereich. 

Beispielsweise ist ein mit dem erwähnten österrei-
chischen Projekt vergleichbares Vorhaben in Vorbe-
reitung, das mit 30 %iger BMFT-Förderung realisiert 
werden soll: Die Lech-Elektrizitätswerke, Augsburg, 
planen ein 30 KW-Photovoltaik-Kraftwerk auf dem 
Wendelstein (Bayern) in ca. 1 550 m Höhe. 

Für die weitere Förderung von Demonstrations- und 
Anwendungsvorhaben in der Photovoltaik hat der 
BMFT eine entsprechende Förderrichtlinie entworfen, 
die z. Z. bei der EG notifiziert wird. 

Im Klein-Leistungsbereich fördert der BMFT über 
das Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme in 
Freiburg und über das Institut für Solare Energiever-
sorgungstechnik in Kassel Projekte der photovoltai-
schen Geräte- und Anwendungstechnik von kleinen 
und mittleren Unternehmen. 

Mit einem Photovoltaik-Ideenwettbewerb sollen 
neue Anwendungen im Klein-Leistungsbereich ge-
funden werden. Eine Vorstufe des Wettbewerbs ist 
angelaufen. Sie wird durchgeführt von der Zentral-
stelle für Solartechnik in Hilden. 

In einem sogenannten Kleinprojekte-Programm un-
terstützt der BMFT über die Zentralstelle für Solar-
technik in Hilden den Bau von Prototypanlagen neuer 
photovoltaischer Entwicklungen überwiegend von 
kleineren Ingenieurbüros und Privatpersonen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/5429 Frage 24): 

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß den Medien 
die Aufgabe zukommt, die informelle Verbindung zwischen 
dem Souverän und den gewählten Mandatsträgern herzustellen 
und Entscheidungsfindungsprozesse sowohl auf kommunaler 
Ebene als auch auf Bundesebene darzustellen, und ist die Bun-
desregierung bereit, im Rahmen ihrer Einflußmöglichkeiten 
darauf hinzuwirken, daß ein etwaiger Boykott des Informations-
angebots durch einen vom Souverän gewählten Bundestagsab-
geordneten beseitigt wird? 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts steht die Presse in der repräsentativen 
Demokratie als ständiges Verbindungs- und Kontroll-
organ zwischen dem Volk und seinen gewählten Ver-
tretern in Parlament und Regierung. Entsprechendes 
gilt für den Rundfunk. Wie die Medien dieser Aufgabe 
gerecht werden, unterliegt aber nicht staatlicher Kon-
trolle. Die Grundrechte der Presse- und Rundfunkfrei-
heit verbieten jede Einflußnahme durch staatliche 
Stellen auf die inhaltliche Gestaltung der Medien. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Seehofer auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/5429 Frage 30): 

Erwägt die Bundesregierung die Aus- und Fortbildung sowie 
sozialpädagogischen Begleitmaßnahmen für arbeitslose Ju-
gendliche in Schleswig-Holstein, besonders im Kreis Herzogtum 
Lauenburg, mit Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit zu unter-
stützen, und welche Schritte hat sie unternommen, Maßnahmen 
der Aus- und Fortbildung sowie der notwendigen sozialpädago-
gischen Begleitmaßnahmen zu ergreifen? 

Die Bundesanstalt für Arbeit führt mit Bildungsträ-
gern Bildungsmaßnahmen für jugendliche Arbeits- 
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lose durch, um sie auf eine Berufsausbildung oder 
berufliche Tätigkeit vorzubereiten. Während der Teil-
nahme an diesen Maßnahmen erhalten die Jugendli-
chen Berufsausbildungsbeihilfe nach §§ 40/40a des 
Arbeitsförderungsgesetzes (AFG). Nach § 40b AFG 
können für junge Arbeitslose unter 25 Jahren auch 
Vorbereitungslehrgänge zum nachträglichen Erwerb 
des Hauptschulabschlusses und allgemeinbildende 
Kurse zum Abbau von beruflich schwerwiegenden 
Bildungsdefiziten gefördert werden. Den Jugendli-
chen kann während der Teilnahme Berufsausbil-
dungsbeihilfe wie bei berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen gewährt werden. Lernbeeinträchtigten 
oder sozial benachteiligten Jugendlichen sowie jun-
gen Ausländern, die auch nach Teilnahme an einer 
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme ohne wei-
tere Förderung nicht in eine Ausbildungsstelle in ei-
nem Betrieb vermittelt werden können, kann die Bun-
desanstalt für Arbeit nach § 40c AFG Zuschüsse zur 
Förderung der Berufsausbildung gewähren. Geför-
dert werden dabei ausbildungsbegleitende Hilfen des 
ausbildenden Bet riebes oder eines anderen Trägers in 
Form von Stützunterricht und sozialpädagogischer 
Betreuung oder das erste Jahr einer Berufsausbildung 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf in einer 
überbetrieblichen Einrichtung, erforderlichenfalls bis 
zum Abschluß. 

Soweit Jugendliche nach einer längeren Berufstä-
tigkeit arbeitslos geworden sind, können sie während 
einer notwendigen beruflichen Qualifizierung, wenn 
die Voraussetzungen erfüllt sind, auch Leistungen 
nach den Vorschriften des AFG über die Förderung 
der beruflichen Fortbildung und Umschulung erhal-
ten. 

Bei allen genannten Förderungsarten sind für 1989 
und 1990 ausreichende Mittel vorhanden, so daß die 
notwendigen beruflichen Qualifizierungsmaßnahmen 
durchgeführt werden können. Wenn zur Sicherstel-
lung des Maßnahmeerfolges im Einzelfall eine sozial-
pädagogische Betreuung erforderlich ist, können 
auch diese Kosten im Rahmen der Lehrgangsgebüh-
ren erstattet werden. Schwierigkeiten bezüglich der 
Durchführung notwendiger Maßnahmen und der 
Übernahme der Kosten einer notwendigen sozialpä-
dagogischen Betreuung sind mir nicht bekannt. 

Alle genannten Maßnahmen zur beruflichen Quali-
fizierung jugendlicher Arbeitsloser werden von den 
Arbeitsämtern unter Berücksichtigung der individuel-
len Situation des einzelnen Jugendlichen und den 
Erfordernissen des Ausbildungs- und Arbeitsstellen-
marktes durchgeführt. Dies gilt für Schleswig-Hol-
stein ebenso wie für den Kreis Herzogtum Lauen-
burg. 
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